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I

fKiröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1612/97 DER KOMMISSION
vom 11 . August 1997

über die Lieferung von Pflanzenöl im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1292/96 des Rates
vom 27 . Juni 1996 über die Nahrungsmittelhilfepolitik
und -Verwaltung sowie über spezifische Maßnahmen zur
Erhöhung der Ernährungssicherheit ('), insbesondere auf
Artikel 24 Absatz 1 Buchstabe b),
in Erwägung nachstehender Gründe :
Mit der vorgenannten Verordnung wurde die Liste der für
die Nahrungsmittelhilfe in Betracht kommenden Länder
und Organisationen und der für die Beförderung der
Nahrungsmittellieferung über die fob-Stufe hinaus
geltenden allgemeinen Kriterien festgelegt .
Die Kommission hat infolge mehrerer Beschlüsse über
die Nahrungsmittelhilfe bestimmten Begünstigten Pflan­
zenöl zugeteilt .
Diese Bereitstellungen erfolgen nach der Verordnung
(EWG) Nr. 2200/87 der Kommission vom 8 . Juli 1987
über allgemeine Durchführungsbestimmungen für die
Bereitstellung und Lieferung von Waren im Rahmen der
Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft (2), geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 790/91 (3).
Zu diesem Zweck sollten insbesondere die Lieferfristen
und -bedingungen sowie das Verfahren zur Bestimmung
der sich daraus ergebenden Kosten genauer festgelegt
werden .

Um die Durchführung der Lieferungen abzusichern ,
sollten Vorkehrungen getroffen werden , die es den
Bietern ermöglichen , Raps- bzw. Sonnenblumenöl, bereit­

zustellen . Bezüglich der Lieferung der einzelnen Partien
erhält das günstigste Angebot den Zuschlag —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft
wird Pflanzenöl bereitgestellt zur Lieferung an die in dem
Anhang aufgeführten Begünstigten gemäß der Verord­
nung (EWG) Nr. 2200/87 zu den in dem Anhang aufge­
führten Bedingungen . Die Zuteilung der Lieferungen
erfolgt im Wege der Ausschreibung.
Die Lieferung betrifft die Bereitstellung von in der
Gemeinschaft erzeugtem Pflanzenöl . Die zu liefernden
Waren dürfen nicht im Rahmen des aktiven Veredelungs­
verkehrs hergestellt und/oder aufgemacht worden sein .
Die Angebote, die für die im Anhang ausgewiesenen
Partien eingereicht wurden , sollen sich entweder auf
Raps- oder Sonnenblumenöl beziehen . In einem Angebot
ist, um gültig zu sein, die jeweilige Ölsorte anzugeben .
Es wird davon ausgegangen, daß der Zuschlagsempfänger
die geltenden allgemeinen und besonderen Geschäftsbe­
dingungen kennt und akzeptiert . Andere in seinem
Angebot enthaltene Bedingungen oder Vorbehalte gelten
als nicht geschrieben .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 11 . August 1997

Für die Kommission

Emma BONINO

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 166 vom 5. 7 . 1996, S. 1 .
O ABl . Nr. L 204 vom 25. 7 . 1987, S. 1 .
(3) ABl . Nr. L 81 vom 28 . 3 . 1991 , S. 108 .
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ANHANG

PARTIE A

1 . Maßnahme Nr. ('): 389/96

2. Programm: 1996

3. Begünstigter (2): World Food Programme (WFP), via Cristoforo Colombo 426, I-00145 Roma
[Tel .: (39-6) 5228 2988 ; Telefax: 5228 2844/3 ; Telex: 626675 WFP I]

4. Vertreter des Begünstigten : WFP Yemen , Attn . Country Director, Khorashi Building, Siteen Street,
Sana'a

5. Bestimmungsort oder -land: Jemen

6. Bereitzustellendes Erzeugnis: Pflanzenöl : entweder raffiniertes Rapsöl oder raffiniertes Sonnenblu­
menöl

7 . Merkmale und Qualität der Ware (3) (5) (*): Siehe ABl. Nr. C 1 14 vom 29 . 4. 1991 , S. 1 ( III A 1 a) oder
b))

8 . Gesamtmenge (Tonnen netto): 1 750
9. Anzahl der Partien : 1

10 . Aufmachung und Kennzeichnung (6)(8): Siehe ABI . Nr. C 267 vom 13 . 9 . 1996 , S. 1 ( 10 . 4 A, B und
C 2)
Siehe ABl . Nr. C 114 vom 29 . 4 . 1991 , S. 1 ( III A 3)
Kennzeichnung in folgender Sprache: Englisch
Ergänzende Aufschriften : „Expiry date . .

1 1 . Art der Bereitstellung des Erzeugnisses: Bereitstellung von in der Gemeinschaft erzeugtem raffi­
niertem Pflanzenöl . Die zu liefernden Waren dürfen nicht im Rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs
hergestellt und/oder aufgemacht worden sein .

12. Lieferstufe: frei Löschhafen — gelöscht

13 . Verschiffungshafen : —

14. Vom Begünstigten bezeichneter Löschhafen: —

15. Löschhafen : Hodejdah

16. Anschrift des Lagers und gegebenenfalls des Löschhafens: —

17. Zeitraum der Bereitstellung im Verschiffungshafen im Fall eines Zuschlags für die Lieferung
frei Verschiffungshafen: 22 . 9 . — 5. 10 . 1997

18 . Lieferfrist: 26 . 10 . 1997

19 . Verfahren zur Feststellung der Lieferkosten : Ausschreibung

20 . Frist für die Angebotsabgabe: 26. 8 . 1997 [ 12 Uhr (Brüsseler Zeit)]

21 . Im Fall einer zweiten Ausschreibung:
a) Frist für die Angebotsabgabe: 9 . 9 . 1997 [ 12 Uhr (Brüsseler Zeit)]

b) Zeitraum der Bereitstellung im Verschiffungshafen im Fall eines Zuschlags für die Lieferung frei
Verschiffungshafen : 6. — 19. 10 . 1997

c) Lieferfrist: 9 . 11 . 1997

22. Höhe der Ausschreibungsgarantie: 15 ECU/Tonne

23 . Höhe der Lieferungsgarantie: 10 % des Angebotsbetrags, ausgedrückt in Ecu

24. Anschrift für die Abgabe des Angebots und der Ausschreibungsgarantie ('): Bureau de l'aide
alimentaire, Attn . Mr T. Vestergaard, Bätiment Loi 130, bureau 7/46, Rue de la Loi/Wetstraat 200,
B-1049 Bruxelles/Brussel ; Telex : 25670 AGREC B; Telefax: (32-2) 296 70 03 / 296 70 04 (ausschließlich)

25 . Erstattung auf Antrag des Zuschlagsempfängers (4): —
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Vermerke:

(') Die Nummer der Maßnahme ist im gesamten Schriftverkehr anzugeben.

(2) Der Zuschlagsempfänger tritt mit dem Begünstigten baldmöglichst zur Bestimmung der erforderlichen
Versandbescheinigungen in Verbindung.

(3) Der Zuschlagsempfänger übergibt dem Begünstigten eine von einer amtlichen Stelle stammende Beschei­
nigung, aus der hervorgeht, daß die in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden Normen betreffend die
Kernstrahlung für die zu liefernde Ware nicht überschritten worden sind. In der Bescheinigung über die
radioaktive Belastung ist der Gehalt an Cäsium 134 und 137 und an Jod 131 anzugeben .

(4) Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe g) der Verordnung (EWG) Nr. 2200/87 ist nicht auf die Einreichung der
Angebote anwendbar.

(5) Der Zuschlagsempfänger überreicht dem Empfänger oder seinem Vertreter bei der Lieferung ein Gesund­
heitszeugnis .

(6) Die Aufschrift erhält, abweichend von ABl . Nr. C 114, Punkt III A 3 c), folgende Fassung: „Europäische
Gemeinschaft".

Q In einem Angebot ist, um gültig zu sein , der jeweilige Typ des betreffenden Öls enthalten .
(8) Die Container müssen mindestens 15 Tage lang frei verwendet werden dürfen .
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ENTSCHEIDUNG Nr. 1613/97/EGKS DER KOMMISSION

vom 8 . August 1997
zur Änderung des Anhangs V der Entscheidung Nr. 3/96/EGKS über Beschrän­
kungen der Einfuhr bestimmter Eisen- und Stahlerzeugnisse aus Rußland und

der Ukraine

Die mit dieser Entscheidung erlassenen Maßnahmen
stehen im Einklang mit der Stellungnahme des gemäß
Artikel 7 der Entscheidung Nr. 3/96/EGKS eingesetzten
Ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl,

gestützt auf die Entscheidung Nr. 3/96/EGKS der
Kommission vom 21 . November 1995 über Beschrän­
kungen der Einfuhr bestimmter Eisen- und Stahlerzeug­
nisse aus Rußland und der Ukraine ('), zuletzt geändert
durch die Entscheidung Nr. 350/97/EGKS (2), insbeson­
dere auf Artikel 8 in Verbindung mit Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:
Das Abkommen über den Handel mit bestimmten Eisen­
und Stahlerzeugnissen zwischen der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Ukraine (3)
wurde durch ein Abkommen in Form eines Briefwechsels
geändert und für den Zeitraum vom 1 . Juli bis zum 30.
September 1997 (4) verlängert.
Um diesem Briefwechsel Rechnung zu tragen, muß
Anhang V der Entscheidung Nr. 3/96/EGKS nunmehr
geändert werden .

Artikel 1

Anhang V der Entscheidung Nr. 3/96/EGKS erhält die
Fassung der Anlage 1 zu dieser Entscheidung.

Artikel 2

Diese Entscheidung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.

Sie gilt ab dem 1 . Juli 1997 .

Diese Entscheidung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 8 . August 1997

Für die Kommission

Leon BRITTAN

Vizepräsident

(') ABl . Nr. L 5 vom 8 . 1 . 1996, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 59 vom 28 . 2 . 1997, S. 2.
3) ABl . Nr. L 5 vom 8 . 1 . 1996, S. 25.
(4) Siehe Seite 37 dieses Amtsblatts .
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Anlage 1

„ANHANG V

HÖCHSTMENGEN

(in metrischen Tonnen)

Die KN-Codes dieser Erzeugnisgruppen wurden veröffentlicht im Amtsblatt Nr. L 76 vom 26. März 1996,
S. 41 .

RUSSLAND

(in Tonnen)

Erzeugnisse 1 . Januar
bis 30 . September 1997

SA. Flacherzeugnisse
SAl . Rollen 155 823

SAl .a. Warmgewalzte Rollen zum Wiederauswalzen (') 358 333

SA2. Grobbleche 24 936

SA3 . Sonstige Flacherzeugnisse 21 413

SB . Profilerzeugnisse

SB 1 . Träger 9 985

SB2. Walzdraht 21 585

SB3 . Sonstige Profilerzeugnisse 77 792

(') Bei Rußland bilden die KN-Codes 7208 37 10, 7208 38 10 und 7208 39 10 eine gesonderte Untergruppe der Erzeugnis­
gruppe SAl ."
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1614/97 DER KOMMISSION
vom 11 . August 1997

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst
und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt .

In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der
Kommission vom 21 . Dezember 1994 mit Durchfüh­
rungsbestimmungen zu der Regelung der Einfuhr von
Obst und Gemüse ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EG) Nr. 2375/96 (2), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 1 ,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des
Rates vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungsein­
heit und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik
anzuwendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1 50/95 (4), insbesondere
auf Artikel 3 Absatz 3 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94
genannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle
im Anhang zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 12. August 1997 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 11 . August 1997

Für die Kommission

Emma BONINO

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 337 vom 24. 12. 1994, S. 66 .
(2) ABl . Nr. L 325 vom 14. 12. 1996, S. 5.
O ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 22 vom 31 . 1 . 1995, S. 1 .
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 11 . August 1997 zur Festlegung pauschaler
Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(ECU/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (') Pauschaler

Einfuhrpreis

0709 90 79 052 78,8
999 78,8

0805 30 30 388 62,8
524 63,0
528 53,2
999 59,7

0806 10 40 052 125,8
400 224,2
512 89,4
600 131,1
624 159,3
999 146,0

0808 10 92, 0808 10 94, 0808 10 98 388 74,2
400 61,5
508 60,3
512 31,7
524 83,3
528 48,3
804 81,3
999 62,9

0808 20 57 388 47,5
512 9,5
528 39,2
999 32,1

0809 30 41,0809 30 49 052 74,1
999 74,1

0809 40 30 064 73,3
066 70,4
999 71,9

(') Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 68/96 der Kommission (ABl . Nr. L 14 vom 19 . 1 . 1996,
S. 6). Der Code „999" steht für „Verschiedenes".
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1615/97 DER KOMMISSION
vom 11 . August 1997

zur Änderung der im Zuckersektor für bestimmte Erzeugnisse geltenden
repräsentativen Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle

geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1601 /97 (6), fest­
gesetzt .

Die Anwendung der mit der Verordnung (EG)
Nr. 1423/95 erlassenen Festsetzungsbestimmungen auf
die Angaben , die der Kommission vorliegen , hat die
Änderung der geltenden Beträge gemäß dem Anhang zur
vorliegenden Verordnung zur Folge —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des
Rates vom - 30 . Juni 1981 über die gemeinsame Markt­
organisation für Zucker ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1 599/96 (2),
gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1423/95 der
Kommission vom 23 . Juni 1995 mit Durchführungsbe­
stimmungen zur Einfuhr von Erzeugnissen des Zucker­
sektors außer Melasse (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1 143/97 (4), insbesondere auf
Artikel 1 Absatz 2 zweiter Unterabsatz und Artikel 3
Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und
bestimmtem Sirup zu berücksichtigenden repräsentativen
Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle wurden durch die
Verordnung (EG) Nr. 1222/97 der Kommission (\ zuletzt

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1423/95 genannten Erzeugnisse anzuwendenden
repräsentativen Preise und zusätzlichen Zölle sind im
Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 12. August 1997 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 11 . August 1997
Für die Kommission

Emma BONINO

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 177 vom 1 . 7 . 1981 , S. 4 .
(2) ABl . Nr. L 206 vom 16. 8 . 1996, S. 43 .
3) ABl . Nr. L 141 vom 24. 6 . 1995, S. 16 .
(4) ABl . Nr. L 165 vom 24. 6 . 1997, S. 11 .
(J ABl . Nr. L 173 vom I. 7. 1997, S. 3 . H ABI. Nr. L 216 vom 8 . 8 . 1997, S. 69 .
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y4A^4M;

zu der Verordnung der Kommission vom 11 . August 1997 zur Änderung der bei der Einfuhr von
Weißzucker, Rohzucker und der Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 99 anwendbaren

repräsentativen Preise und zusätzlichen Zölle

(tri ECU)

KN-Code
Repräsentativer Preis

je 100 kg
Eigengewicht

Zusätzlicher Zoll je
100 kg

Eigengewicht

1701 11 10 (') 26,25 3,41

1701 11 90 (') 26,25 8,41
1701 12 10 (') 26,25 3,28

1701 12 90 (') 26,25 7,98
1701 91 00 (2) 30,03 10,22

1701 99 10 (2) 30,03 5,70
1701 99 90 O 30,03 5,70
1702 90 99 (3) 0,30 0,35

(') Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 431 /68 des Rates (ABl . Nr. L
89 vom 10 . 4. 1968 , S. 3).

( 2) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 793/72 des Rates (ABl . Nr. L 94 vom
21 . 4 . 1972, S. 1 .

(') Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt .
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RICHTLINIE 97/48/EG DER KOMMISSION

vom 29. Juli 1997
zur zweiten Änderung der Richtlinie 82/711/EWG des Rates über die Grundre­
geln für die Ermittlung der Migration von Materialien und Gegenständen aus
Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu

kommen

(Text von Bedeutung für den EWR)

Migrationsprüfungen mit allen Simulanzlösemitteln bzw.
Prüfmedien durchgeführt werden , die in dieser Richtlinie
genannt sind .

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Lebensmit­
telausschusses —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 89/ 109/EWG des Rates vom
21 . Dezember 1988 zur Angleichung der Rechtsvor­
schriften über Materialien und Gegenstände, die dazu
bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu
kommen ('), insbesondere auf Artikel 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

In der Richtlinie 82/711 /EWG vom 18 . Oktober 1982
über die Grundregeln für die Ermittlung der Migration
von Materialien und Gegenständen aus Kunststoff, die
dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu
kommen (2), geändert durch die Richtlinie 93/8/EWG (3),
ist nicht festgelegt, welche Migrationsprüfungen durchzu­
führen sind, wenn Simulanzlösemittel für fetthaltige
Lebensmittel ungeeignet sind .

Die Durchführung von Prüfungen mit Fett-Simulanzlöse­
mitteln ist zeitaufwendig und schwierig; daher sollten
unter bestimmten genau festgelegten Bedingungen alter­
native Versuche zugelassen werden .

Es ist nicht eindeutig, ob durch die Richtlinie
82/711 /EWG die Verwendung von Materialien und
Gegenständen aus Kunststoff, die nicht dazu bestimmt
sind, mit Lebensmitteln aller Art in Berührung zu
kommen, jedoch dazu, mit mehr als einem Lebensmittel
bzw. mehr als einer bestimmten Lebensmittelgruppe in
Berührung zu kommen, zugelassen wird. Eine solche
Verwendung kann ohne jede gesundheitliche Gefährdung
zugelassen werden , sofern der Verbraucher bzw. der
Händler durch geeignete Angaben über die Art der
Lebensmittel unterrichtet wird, die mit den Materialien
oder Gegenständen in Berührung kommen dürfen .

Die Angabe einer zu großen Anzahl von Lebensmittel­
arten, die mit bestimmten Materialien und Gegenständen
aus Kunststoff in Berührung kommen können, kann
schwer verständlich sein; daher sollten zum Schutz der
Verbraucher bei diesen Materialien oder Gegenständen

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Der Anhang der Richtlinie 82/711 /EWG wird durch den
Anhang dieser Richtlinie ersetzt .

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften , um dieser Richtlinie ab
dem 1 . Juli 1998 nachzukommen . Sie unterrichten die
Kommission unverzüglich davon .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in diesen Vorschriften selbst oder durch
einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf
diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten dieser Bezugnahme .

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

- Brüssel , den 29 . Juli 1997

Für die Kommission

Martin BANGEMANN

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 40 vom 11 . 2 . 1989, S. 38 .
(2) ABl . Nr. L 297 vom 23. 10 . 1982, S. 26.
P) ABl . Nr. L 90 vom 14. 4 . 1 993, S. 22.
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ANHANG

„ANHANG

GRUNDREGELN FÜR DIE ERMITTLUNG DER MIGRATION

1 . .Migrationsprüfungen' zur Ermittlung der Gesamtmigration und der spezifischen Migration sind anhand der in
Kapitel I dieses Anhangs genannten Simulanzlösemittel sowie unter den in Kapitel II dieses Anhangs festge­
legten Prüfbedingungen durchzuführen .

2. .Ersatzprüfungen ', bei denen .Prüfmedien' unter den festgelegten .Ersatz-Prüfbedingungen' gemäß Kapitel III
eingesetzt werden , werden durchgeführt, wenn aus technischen Gründen im Zusammenhang mit dem Analyse­
verfahren die Migrationsuntersuchung unter Verwendung der Simulanzlösemittel für fetthaltige Lebensmittel
(siehe Kapitel I) nicht durchgeführt werden kann .

3 . Alternative Prüfungen' gemäß Kapitel IV sind anstelle von Migrationsprüfungen mit Simulanzlösemitteln für
fetthaltige Lebensmittel zulässig, wenn die in Kapitel IV genannten Voraussetzungen erfüllt sind.

4. In allen drei Fällen ist folgendes zulässig:
a) die Anzahl der durchzuführenden Prüfungen auf diejenigen (einen oder mehrere) zu beschränken, die in
dem jeweiligen Fall aus wissenschaftlicher Sicht als die strengsten gelten;

b) die Migrationsprüfungen, Ersatzprüfungen bzw. alternativen Prüfungen nicht durchzuführen , wenn der
eindeutige Nachweis erbracht ist, daß die Migrationsgrenzen bei allen vorhersehbaren Bedingungen der
Verwendung des Materials oder Gegenstands nicht überschritten werden können .

KAPITEL I

Simulanzlösemittel

1 . Einleitung
Da es nicht immer möglich ist, Lebensmittel bei der Prüfung von Materialien, die mit Lebensmitteln in Berüh­
rung kommen, zu verwenden, werden Simulanzlösemittel eingesetzt. Sie sind durch Konvention nach dem
Charakter einer oder mehrerer Lebensmittelkategorien klassifiziert. Tabelle 1 nennt die für die jeweiligen
Lebensmittelkategorien zu verwendenden Simulanzlösemittel . In der Praxis sind Kombinationen mehrerer
Lebensmittelkategorien möglich, z . B. fetthaltiger und wäßriger Lebensmittel . Die Lebensmittelkategorien
werden in Tabelle 2 mit den bei den Migrationsprüfungen zu verwendenden Simulanzlösemitteln aufgeführt.

Tabelle 1

Lebensmittelkategorien und Simulanzlösemittel

Lebensmittelkategorie Festgelegte Klassifizierung Simulanzlösemittel Abkürzung

Wäßrige Lebensmittel
(pH > 4,5)

Lebensmittel , bei denen in der
Richtlinie 85/572/EWG des
Rates (') die Prüfung mit Simu­
lanzlösemittel A vorgeschrieben
ist

Destilliertes Wasser oder
Wasser von gleicher Qualität

Simulanzlöse­
mittel A

Saure Lebensmittel
(wäßrige Lebensmittel
mit einem pH-Wert
< 4,5)

Lebensmittel , bei denen in der
Richtlinie 85/572/EWG die
Prüfung mit Simulanzlösemittel
B vorgeschrieben ist

3 % ige Essigsäure (G/V) Simulanzlöse­
mittel B

Alkoholische
mittel

Lebens­ Lebensmittel, bei denen in der
Richtlinie 85/572/EWG die
Prüfung mit Simulanzlösemittel
C vorgeschrieben ist

10 %iges Ethanol (V/V)
Diese Konzentration ist dem

Alkoholgehalt des jeweiligen
Lebensmittels anzupassen,
wenn dieser 10 % über­
schreitet (V/V).

Simulanzlöse­
mittel C

Fetthaltige
mittel

Lebens­ Lebensmittel , bei denen in der
Richtlinie 85/572/EWG die
Prüfung mit Simulanzlösemittel
D vorgeschrieben ist

Rektifiziertes Olivenöl oder
andere fetthaltige Lösemittel

Simulanzlöse­
mittel D

Trockene
mittel

Lebens­
Keines Keine

(') ABl . Nr. L 372 vom 31 . 12. 1985, S. 14.
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2. Wahl der Simulanzlösemittel

2.1 . Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit allen Lebensmitteltypen in Berührung zu
kommen

Die Prüfungen sind anhand der nachstehenden Simulanzlösemittel — von denen diejenigen auszuwählen sind,
die als die strengeren gelten — sowie unter den in Kapitel II beschriebenen Prüfbedingungen durchzuführen,
wobei für jedes Simulanzlösemittel eine neue Probe des Kunststoffs bzw. Gegenstands zu verwenden ist.
— 3 %ige Essigsäure (G/V) in wäßriger Lösung,
— 10 %iges Ethanol (V/V) in wäßriger Lösung,
— rektifiziertes Olivenöl (Referenzsimulanzlösemittel D).
Dieses Referenzsimulanzlösemittel D kann jedoch durch eine Mischung synthetischer Triglyceride oder durch
Sonnenblumenöl oder Maisöl mit genormten Spezifikationen ersetzt werden (sonstige Simulanzlösemittel für
fetthaltige Lebensmittel , Simulanzlösemittel D). Werden bei Prüfungen mit diesen .sonstigen Simulanzlösemit­
teln für fetthaltige Lebensmittel' die Migrationsgrenzwerte überschritten, ist zur Feststellung der Nichtüberein­
stimmung mit der Richtlinie eine Bestätigung des Ergebnisses in einem Versuch mit Olivenöl erforderlich,
sofern dies technisch durchführbar ist. Ist eine solche Bestätigung technisch nicht möglich und werden bei
dem Material oder Gegenstand die Migrationshöchstwerte überschritten, wird davon ausgegangen, daß es/er der
Richtlinie 90/128/EWG nicht entspricht.

2.2. Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit bestimmten Lebensmitteltypen in Berührung zu
kommen

Dies trifft nur in folgenden Fällen zu:
a) ein Material oder Gegenstand kommt bereits mit einem bekannten Lebensmittel in Berührung;
b) dem Material oder dem Gegenstand sind gemäß Artikel 6 der Richtlinie 89/ 109/EWG Angaben darüber
beigefügt, mit welchen der in Tabelle 1 beschriebenen Lebensmitteltypen es/er verwendet bzw. nicht
verwendet werden darf, z. B. ,nur für wäßrige Lebensmittel ';

c) dem Material oder dem Gegenstand sind gemäß Artikel 6 der Richtlinie 89/ 109/EWG Angaben darüber
beigefügt, mit welchen der in der Richtlinie 85/572/EWG genannten Lebensmitteln bzw. Lebensmittel­
gruppen es/er verwendet bzw. nicht verwendet werden darf. Diese Angaben sind wie folgt zu machen :
i) Auf allen Handelsstufen außer der Einzelhandelsstufe ist die ,Bezugsnummer' oder die .Bezeichnung der
Lebensmittel' zu verwenden , die in der Tabelle der Richtlinie 85/572/EWG angegeben ist;

ii) auf der Einzelhandelsstufe sind Angaben zu machen, die sich nur auf wenige Lebensmittel oder Lebens­
mittelgruppen beziehen, vorzugsweise mit leicht verständlichen Beispielen .

Die Prüfungen sind in den unter Buchstabe b) genannten Fällen anhand der in Tabelle 2 als Beispiele
genannten Simulanzlösemittel und in den unter den Buchstaben a) und c) genannten Fällen anhand der in der
Richtlinie 85/572/EWG genannten Simulanzlösemittel durchzuführen . Sind die Lebensmittel bzw. Lebensmit­
telgruppen nicht in der Liste der Richtlinie 85/572/EWG enthalten, ist in Tabelle 2 die Lebensmittelkategorie
auszuwählen, die am ehesten dem zu prüfenden Lebensmittel bzw. der Lebensmittelgruppe entspricht.
Handelt es sich um ein Material oder einen Gegenstand, das/der dazu bestimmt ist, mit mehr als einem
Lebensmittel oder einer Lebensmittelgruppe in Berührung zu kommen, auf die unterschiedliche Verringe­
rungskoeffizienten anzuwenden sind, so ist für jedes Lebensmittel der entsprechende Koeffizient auf das Prüf­
ergebnis anzuwenden. Uberschreiten einer oder mehrere der derart berechneten Werte die Grenzwerte , ist das
Material nicht für das jeweilige Lebensmittel bzw. die Lebensmittelgruppe geeignet.
Die Prüfungen werden unter den in Kapitel II beschriebenen Prüfbedingungen durchgeführt, wobei für jedes
Simulanzlösemittel eine neue Probe zu verwenden ist.

Tabelle 2

Simulanzlösemittel, die in den nachstehenden Fällen bei der Prüfung von Materialien, die mit Lebensmitteln
in Berührung kommen, zu verwenden sind

Lebensmittel Simulanzlösemittel

nur wäßrige Lebensmittel Simulanzlösemittel A

nur saure Lebensmittel Simulanzlösemittel B

nur alkoholische Lebensmittel Simulanzlösemittel C

nur fetthaltige Lebensmittel Simulanzlösemittel D

alle wäßrigen und sauren Lebensmittel Simulanzlösemittel B

alle alkoholischen und wäßrigen Lebensmittel Simulanzlösemittel C
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Lebensmittel Simulanzlösemittel

alle alkoholischen und sauren Lebensmittel Simulanzlösemittel C und B

alle fetthaltigen und wäßrigen Lebensmittel Simulanzlösemittel D und A

alle fetthaltigen und sauren Lebensmittel Simulanzlösemittel D und B

alle fetthaltigen , alkoholischen und wäßrigen Lebensmittel Simulanzlösemittel D und C

alle fetthaltigen , alkoholischen und sauren Lebensmittel Simulanzlösemittel D, C und
B

KAPITEL II

Migrationsprüfbedingungen (Zeiten und Temperaturen)

1 . Für die Durchführung der Migrationsprüfungen sind unter den in Tabelle 3 genannten Zeiten und Tempera­
turen diejenigen zu wählen, die den ungünstigsten vorhersehbaren Kontaktbedingungen der zur Prüfung anste­
henden Materialien und Gegenstände aus Kunststoff sowie gegebenenfalls den Angaben auf dem Etikett über
die höchstzulässige Verwendungstemperatur entsprechen . Fällt daher ein Material oder Gegenstand aus Kunst­
stoff bei bestimmungsgemäßer Verwendung unter mindestens zwei Zeit-/Temperaturkombinationen im Sinne
der Tabelle, so wird die Probe bei der Migrationsprüfung nacheinander allen auf die Probe zutreffenden ungün­
stigsten vorhersehbaren Bedingungen unterworfen, ohne das Simulanzlösemittel auszutauschen .

2. Kontaktbedingungen, die allgemein als die strengeren gelten
In Anwendung des allgemeinen Grundsatzes , daß die Bestimmung der Migration auf die Bedingungen
beschränkt werden sollte, die in dem jeweils zu prüfenden Fall aus wissenschaftlicher Sicht als die strengsten
angesehen werden, werden nachstehend einige Beispiele für Kontaktbedingungen angegeben .

2.1 . Materialien und Gegenstände aus Kunststoff, die dazu bestimmt sind, unter allen Zeit - und Temperaturbe­
dingungen mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen
Enthalten Etikettierung bzw. Gebrauchsanleitung keine Angaben über Temperatur und Dauer der tatsächlichen
Verwendung, sind je nach Lebensmittelkategorie die Simulanzlösemittel A und/oder B und/oder C vier
Stunden lang bei 100 °C oder vier Stunden lang bei Rückflußtemperatur zu verwenden und/oder Simulanzlöse­
mittel D ist zwei Stunden lang bei 175 °C zu verwenden . Diese Zeit- und Temperaturbedingungen werden als
die strengeren angesehen.

2.2. Materialien und Gegenstände aus Kunststoff,die dazu bestimmt sind, für einen unbestimmten Zeitraum bei
Raumtemperatur oder darunter mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen
Geht aus der Etikettierung oder der Art der Materialien und Gegenstände hervor, daß sie zur Verwendung bei
Raumtemperatur oder darunter bestimmt sind, ist der Versuch über 10 Tage bei 40 °C durchzuführen . Diese
Zeit- und Temperaturbedingungen werden als die strengeren angesehen .

3. Flüchtige Stoffe

Bei der Untersuchung der spezifischen Migration flüchtiger Stoffe sind die Prüfungen mit Simulanzlösemitteln
so durchzuführen, daß der Verlust an flüchtigen Stoffen, der unter den ungünstigsten vorhersehbaren Verwen­
dungsbedingungen auftreten kann, berücksichtigt wird.

4. Sonderfälle

4.1 . Bei Materialien und Gegenständen, die dazu bestimmt sind, in einem Mikrowellenherd verwendet zu werden,
ist die Migrationsprüfung entweder mit einem herkömmlichen Herd oder mit einem Mikrowellenherd durch­
zuführen , wobei der Tabelle 3 die entsprechenden Zeit- und Temperaturbedingungen zu entnehmen sind.

4.2 . Wird festgestellt, daß die Durchführung der Prüfung bei den in Tabelle 3 angegebenen Kontaktbedingungen
an der Probe physikalische oder sonstige Veränderungen hervorruft, die unter den ungünstigten vorhersehbaren
Bedingungen der Verwendung des zu prüfenden Materials oder Gegenstands nicht eintreten , sind bei den
Migrationsprüfungen die ungünstigsten vorhersehbaren Bedingungen anzuwenden, unter denen die genannten
physikalischen oder sonstigen Veränderungen nicht auftreten .

4.3 . In Abweichung von den Versuchsbedingungen gemäß Tabelle 3 und Absatz 2 muß nur der 2-Stunden-Versuch
bei 70 °C durchgeführt werden, wenn das Material oder der Gegenstand aus Kunststoff bei tatsächlicher
Verwendung weniger als 15 Minuten lang bei Temperaturen von 70 °C bis 100 °C eingesetzt werden kann
(z. B. bei Heißabfüllung) und dies aus einer entsprechenden Etikettierung oder Gebrauchsanweisung hervor­
geht. Ist das Material oder der Gegenstand jedoch auch dazu bestimmt, zur Lagerung bei Raumtemperatur
verwendet zu werden, ist anstelle des obengenannten Versuchs der 10-Tage-Versuch bei 40 °C durchzuführen ,
der als strenger angesehen wird .
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4.4 . In den Fällen, in denen die Prüfbedingungen durch die Prüfbedingungen in Tabelle 3 nicht in angemessener
Weise abgedeckt werden (z.B. Kontakttemperaturen über 175 °C oder Kontaktzeiten unter 5 Minuten),
können andere Bedingungen gewählt werden, die dem zu prüfenden Fall eher entsprechen, sofern die
gewählten Bedingungen den ungünstigsten vorhersehbaren Kontaktbedingungen für die zu prüfenden Materia­
lien und Gegenstände aus Kunststoff entsprechen .

Tabelle 3

Bedingungen für Migrationsprüfungen mit Simulanzlösemitteln
Kontaktbedingungen bei der

ungünstigsten vorhersehbaren Verwendung Prüfbedingungen

Kontaktzeit Prüfzeit

t<5 Min. siehe Bedingungen unter 4.4.

5 Min.<t<0,5 Stunden 0,5 Stunden

0,5 Stunden < t < 1 Stunde 1 Stunde

1 Stunde<t<2 Stunden 2 Stunden

2 Stunden < t<4 Stunden 4 Stunden

4 Stunden < t < 24 Stunden 24 Stunden

t > 24 Stunden 10 Tage

Kontakttemperatur Prüftemperatur

T<5 °C 5 °C

5°C<T<20°C 20 °C

20°C<T<40°C 40 °C

40 °C<T<70 °C 70 °C

70 °C<T<100 °C 1 00 ° C oder Rückflußtemperatur

100 °C<T< 121 °C 121 °Cf)

121 0 C < T < 1 30 °C 130 °C Q

130 ° C < T < 1 50 °C 150 °C (*)

T > 1 50 °C 175 °C Q

(•) Diese Temperatur ist ausschließlich bei Simulanzlösemittel D zu wählen. Bei den Simulanzlösemitteln A, B oder C kann
die Prüfung durch eine Prüfung bei 100 °C oder bei Rückflußtemperatur während eines Zeitraums, der dem Vierfachen des
gemäß den Grundregeln nach Absatz 1 gewählten Zeitraums entspricht, ersetzt werden .

KAPITEL III

Ersatzprüfungen für fetthaltige Lebensmittel (,Fat Tests') (Gesamtmigration und spezi­
fische Migration)

1 . Können aus technischen Gründen im Zusammenhang mit dem Analyseverfahren keine Simulanzlösemittel für
fetthaltige Lebensmittel eingesetzt werden, sind stattdessen alle in Tabelle 4 genannten Prüfmedien unter den
Prüfbedingungen zu verwenden , die denen für das Simulanzlösemittel D entsprechen .
Die Tabelle enthält Beispiele der wichtigsten Migrationsprüfbedingungen sowie der entsprechenden Bedin­
gungen für die Ersatzprüfungen . Bei nicht in Tabelle 4 genannten Prüfbedingungen sind die genannten
Beispiele sowie die bisherigen Erfahrungen im Zusammenhang mit dem zu prüfenden Polymertyp zu berück­
sichtigen .
Für jede Prüfung ist eine neue Probe zu verwenden. Bei jedem Prüfmedium sind die gleichen Regeln wie in
den Kapiteln I und II für Simulanzlösemittel D beschrieben anzuwenden . Gegebenenfalls sind die in der
Richtlinie 85/572/EWG festgelegten Verringerungskoeffizienten anzuwenden . Bei der Prüfung der Einhaltung
von Migrationsgrenzwerten ist der höchste Wert zugrundezulegen, der unter Einsatz aller Prüfmedien ermittelt
wurde.

Wird festgestellt, daß die Durchführung dieser Prüfungen an der Probe physikalische oder sonstige Verände­
rungen hervorruft, die unter den ungünstigsten vorhersehbaren Bedingungen der Verwendung des zu
prüfenden Materials oder Gegenstands nicht eintreten, ist das Ergebnis des jeweiligen Prüfmediums nicht zu
berücksichtigen; es ist der höchste der verbleibenden Werte zu wählen .

2. In Abweichung von Punkt 1 kann einer oder können zwei der Ersatzprüfungen gemäß Tabelle 4 weggelassen
werden, wenn diese Prüfungen aufgrund wissenschaftlicher Daten allgemein als nicht für die jeweilige Probe
geeignet angesehen werden .
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Tabelle 4

Bedingungen für Ersatzprüfungen

Prüfbedingungen
bei Simulanzlösemittel D

Prüfbedingungen
bei Isooctan

Prüfbedingungen
bei Ethanol (95 %)

Prüfbedingungen
bei MPPO f)

10 Tage — 5° C 0,5 Tage — 5 °C 10 Tage - 5°C —

10 Tage - 20 °C 1 Tag - 20 °C 10 Tage — 20 0 C —

10 Tage - 40 °C 2 Tage - 20 °C 10 Tage - 40 °C —

2 Std . - 70 °C 0,5 Std. - 40 °C 2 Std . - 60 °C —

0,5 Std . - 100° C 0,5 Std. - 60 ° C (**) 2,5 Std . - 60° C 0,5 Std . - 100° C

1 Std . - 100 °C 1 Std . - 60 0 C (**) 3 Std . - 60° C Π 1 Std. - 100 °C

2 Std . - 100 °C 1,5 Std. - 60 0 C Π 3,5 Std . - 60 ° C (**) 2 Std. - 100 °C

0,5 Std . - 121 ° C 1,5 Std. - 60 0 C (") 3,5 Std . - 60 ° C (**) 0,5 Std. - 121 ° C

1 Std . - 121 °C 2 Std . - 60 0 C (**) 4 Std . - 60 0 C O 1 Std. - 121 °C

2 Std. - 121 °C 2,5 Std. - 60 ° C (") 4,5 Std . - 60 ° C (") 2 Std. - 121 °C

0,5 Std . - 130° C 2 Std . - 60 ° C (") 4 Std . - 60 ° C (") 0,5 Std . - 130° C

1 Std. - 130 °C 2,5 Std. - 60 0 C (") 4,5 Std. - 60 ° C (**) 1 Std . - 130 °C

2 Std. - 150 °C 3 Std . - 60 ° C (") 5 Std. - 60 ° C O 2 Std. - 150 °C

2 Std. - 175 °C 4 Std . - 60 ° C (**) 6 Std . - 60°CO 2 Std. - 175 °C

f) Modifiziertes Polyphenylenoxid (Tenax^.
("*) Die flüchtigen Prüfmedien werden bis zu höchstens 60 C eingesetzt. Eine Voraussetzung für die Durchführung der Ersatz­
prüfungen ist, daß das Material bzw. der Gegenstand die Prüfbedingungen aushält, die bei Simulanzlösemittel D zur
Anwendung kämen. Unter den entsprechenden Bedingungen ist eine Probe in Olivenöl zu tauchen; ändern sich die physi­
kalischen Eigenschaften (z. B. Schmelzen, Verformung), ist das Material als ungeeignet zur Verwendung bei der jeweiligen
Temperatur anzusehen . Ändern sich die physikalischen Eigenschaften nicht, ist unter Verwendung neuer Proben mit den
Ersatzprüfungen fortzufahren .

KAPITEL IV

Alternative Prüfungen für fetthaltige Lebensmittel (,Fat Tests') (Gesamtmigration und
spezifische Migration)

1 . Die Ergebnisse der in diesem Kapitel beschriebenen alternativen Prüfungen können verwendet werden, sofern
die nachstehenden Bedingungen gleichzeitig erfüllt sind:
a) Die Ergebnisse einer .Vergleichsprüfung' zeigen , daß die Werte denen in Prüfungen mit Simulanzlösemittel
D entsprechen bzw. darüber liegen;

b) die Migrationsgrenzwerte werden — nach Anwendung des entsprechenden Verringerungskoeffizienten
gemäß Richtlinie 85/572/EWG — bei der alternativen Prüfung nicht überschritten .

Sind beide Bedingungen oder eine der Bedingungen nicht erfüllt, müssen die Migrationsprüfungen durchge­
führt werden .

2. In Abweichung von der unter 1 Buchstabe a) genannten Bedingung kann von Vergleichsprüfungen abgesehen
werden, wenn anhand wissenschaftlicher Experimente anderweitig nachgewiesen ist, daß die in den alterna­
tiven Prüfungen ermittelten Werte denen aus den Migrationsprüfungen entsprechen bzw. darüber liegen .

3 . Alternative Prüfungen
3.1 . Alternative Prüfungen mit flüchtigen Medien

In diesen Prüfungen werden flüchtige Medien (z . B. Isooctan , 95 %iges Ethanol oder andere flüchtige Löse­
mittel bzw. Mischungen von Lösemitteln) verwendet. Sie werden unter Kontaktbedingungen durchgeführt,
unter denen die Bedingung 1 Buchstabe a) erfüllt ist.

3.2 . ,Extraktionsprüfungen '
Andere Prüfungen, die unter sehr strengen Prüfbedingungen Medien mit sehr hohem Extraktionsvermögen
einsetzen , können durchgeführt werden, wenn aufgrund wissenschaftlicher Daten allgemein anerkannt ist, daß
die Ergebnisse dieser Extraktionsprüfungen denen bei Prüfungen mit Simulanzlösemittel D entsprechen bzw.
darüber liegen ."
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 21 . Mai 1997

über den Abschluß des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft
und den Vereinigten Staaten von Amerika über Zusammenarbeit und gegensei­

tige Amtshilfe im Zollbereich

(97/541 /EG)

Artikel 2

Die Kommission , unterstützt von Vertretern der Mitglied­
staaten, vertritt die Gemeinschaft in dem mit Artikel 22
des Abkommens eingesetzten Gemischten Ausschuß für
die Zusammenarbeit im Zollbereich .

Artikel 3

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Personen zu
bestellen, die befugt sind, das Abkommen für die
Gemeinschaft zu unterzeichnen .

Artikel 4

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 23 des
Abkommens vorgesehene Notifizierung im Namen der
Gemeinschaft vor.

Artikel 5

Dieser Beschluß wird im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften veröffentlicht .

Geschehen zu Brüssel am 21 . Mai 1997.

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 113 in Verbin­
dung mit Artikel 228 Absatz 2 Satz 1 ,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Am 5. April 1993 ermächtigte der Rat die Kommission ,
im Namen der Gemeinschaft mit einigen der wichtigsten
Handelspartner der Gemeinschaft Abkommen über die
Zusammenarbeit im Zollbereich auszuhandeln .

Es empfiehlt sich, das Abkommen zwischen der Europä­
ischen Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten über
Zusammenarbeit und gegenseitige Amtshilfe im Zollbe­
reich zu genehmigen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemein­
schaft und den Vereinigten Staaten von Amerika über
Zusammenarbeit und gegenseitige Amtshilfe im Zollbe­
reich wird im Namen der Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluß beige­
fügt .

Im Namen des Rates

Der Präsident

M. PATIJN
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ABKOMMEN

zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten von Amerika
über Zusammenarbeit und gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich

Die EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT und die VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA, nachste­
hend „Vertragsparteien" genannt,

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG des am 3. Dezember 1995 in Madrid unterzeichneten gemeinsamen
Aktionsplans Europäische Union — Vereinigte Staaten von Amerika,

EINGEDENK der Bedeutung der Handelsbeziehungen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den
Vereinigten Staaten von Amerika und in dem Wunsch, im Interesse beider Vertragsparteien zur harmoni­
schen Entwicklung dieser Beziehungen beizutragen,

IN DER UBERZEUGUNG, daß zur Erreichung dieses Ziels die Verpflichtung eingegangen werden sollte ,
die Zusammenarbeit im Zollbereich auf einer möglichst breiten Grundlage auszubauen ,

IN DER ERWÄGUNG, daß Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht den wirtschaftlichen, den fiskalischen
und den handelspolitischen Interessen beider Vertragsparteien abträglich sind, und in der Erkenntnis , daß
eine genaue Berechnung der Zölle und sonstigen Abgaben gewährleistet sein muß,

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß die Zollbehörden der Vertragsparteien gegen derartige Zuwiderhandlungen
gemeinsam wirksamer vorgehen können ,

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der jeweiligen Zuständigkeiten der Europäischen Gemeinschaft und der
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft und in dem Wunsch, ein Abkommen über die unter die
Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft fallenden Fragen zu schließen,

IN ERWÄGUNG der bestehenden Abkommen über Zusammenarbeit und gegenseitige Amtshilfe im Zoll­
bereich, die zwischen einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten
von Amerika geschlossen worden sind und anderer internationaler Abkommen und Ubereinkünfte, die von
den Vertragsparteien bereits angenommen worden sind —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

TITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

c) „ersuchende Behörde die von einer Vertragspartei zu
diesem Zweck bezeichnete zuständige Zollbehörde,
die ein Amtshilfeersuchen in Zollsachen stellt;

d) „ersuchte Behörde" die von einer Vertragspartei zu
diesem Zweck bezeichnete zuständige Zollbehörde, an
die ein Amtshilfeersuchen in Zollsachen gerichtet
wird;

e) „personenbezogene Daten" alle Angaben, die eine
bestimmte oder bestimmbare natürliche Person
betreffen ;

f) „Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht" alle Verlet­
zungen oder versuchten Verletzungen des Zollrechts .

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Abkommens bezeichnet der Ausdruck

a) „Zollrecht" von der Europäischen Gemeinschaft und
den Vereinigten Staaten von Amerika angenommene
Bestimmungen über die Einfuhr, Ausfuhr und Durch­
fuhr von Waren und deren Uberführung in ein Zoll­
verfahren, einschließlich der Verbote, Beschränkungen
und Kontrollen ;

b) „Zollbehörden" in der Europäischen Gemeinschaft die
zuständigen Dienststellen der Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften und die Zollbehörden der
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft und in
den Vereinigten Staaten von Amerika den U.S.
Customs Service, Department of the Treasury;

Artikel 2

Räumlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der
Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
angewandt wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einer­
seits sowie für das Gebiet der Vereinigten Staaten von
Amerika andererseits .
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(3) Zu Fragen , die die Anwendbarkeit dieses Abkom­
mens betreffen , halten die Vertragsparteien Beratungen
ab, um die Angelegenheit im Rahmen des mit Artikel 22
eingesetzten Gemischten Ausschusses zu entscheiden .

Artikel 3

Künftige Entwicklungen

Die Vertragsparteien können dieses Abkommen im
gegenseitigen Einvernehmen erweitern , um die Zusam­
menarbeit im Zollbereich zu vertiefen und sie im
Einklang mit ihrem jeweiligen Zollrecht mittels
Abkommen über spezifische Bereiche oder Fragen auszu­
bauen .

TITEL III

ZUSAMMENARBEIT IM ZOLLBEREICH

Artikel 6

Sachlicher Geltungsbereich der Zusammenarbeit

( 1 ) Die Zollbehörden verpflichten sich, die Zusam­
menarbeit im Zollbereich soweit wie möglich auszu­
bauen . Die Vertragsparteien bemühen sich vor allem um
Zusammenarbeit bei

a) der Einrichtung und Aufrechterhaltung von Kommu­
nikationskanälen zwischen ihren Zollbehörden, um
einen sicheren und schnellen Informationsaustausch
zu erleichtern ;

b) der Erleichterung einer effektiven Koordination
zwischen ihren Zollbehörden;

c) sonstigen mit diesem Abkommen zusammenhän­
genden Verwaltungsangelegenheiten, die von Zeit zu
Zeit ein gemeinsames Vorgehen erfordern .

(2) Die Zusammenarbeit im Zollbereich im Rahmen
dieses Abkommens umfaßt alle Angelegenheiten , die sich
auf die Anwendung des Zollrechts beziehen .

Artikel 7

Zusammenarbeit bei den Zollverfahren

Die Vertragsparteien bekräftigen ihr Eintreten für die
Erleichterung des rechtmäßigen Warenverkehrs und
werden Informationen und Fachwissen über Maßnahmen
zur Verbesserung der Zolltechniken und -verfahren und
über informatisierte Verfahren austauschen, um dieses
Ziel im Einklang mit diesem Abkommen zu erreichen .

Artikel 8

Austausch von Personal

Die Zollbehörden können zum beiderseitigen Vorteil
Personal austauschen, um ihr Verständnis der Zolltech­
niken und -verfahren und der informatisierten Verfahren
der anderen Vertragspartei zu fördern .

Artikel 9

TITEL II

SACHLICHER GELTUNGSBEREICH DES ABKOM­
MENS

Artikel 4

Durchführung der Zusammenarbeit und der Amts­
hilfe

Die gesamte Zusammenarbeit und Amtshilfe im Rahmen
dieses Abkommens wird von den Vertragsparteien im
Einklang mit ihren einschlägigen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften durchgeführt. Ferner führt jede
Vertragspartei die gesamte Zusammenarbeit und Amts­
hilfe im Rahmen dieses Abkommens im Rahmen der
Zuständigkeit und der verfügbaren Mittel ihrer Zollbe­
hörden durch .

Artikel 5

Verpflichtungen aus anderen Übereinkünften
( 1 ) Unter Berücksichtigung der jeweiligen Zuständig­
keiten der Europäischen Gemeinschaft und der Mitglied­
staaten

— berühren die Bestimmungen dieses Abkommens
nicht die Verpflichtungen der Vertragsparteien aus
anderen internationalen Abkommen oder Uberein­
künften ;

— sind die Bestimmungen dieses Abkommens als Ergän­
zung zu den Abkommen über Zusammenarbeit und
gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich anzusehen, die
zwischen einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union und den Vereinigten Staaten von Amerika
geschlossen worden sind oder geschlossen werden;

— berühren die Bestimmungen dieses Abkommens
nicht die Bestimmungen über den Austausch von im
Rahmen dieses Abkommens erhaltenen Auskünften ,
die für die Gemeinschaft von Interesse sein könnten ,
zwischen den zuständigen Dienststellen der Kommis­
sion und den Zollbehörden der Mitgliedstaaten .

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 gehen die Bestim­
mungen dieses Abkommens den Bestimmungen der
bilateralen Abkommen über Zusammenarbeit und gegen­
seitige Amtshilfe im Zollbereich vor, die zwischen
einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen Union und
den Vereinigten Staaten von Amerika geschlossen worden
sind oder geschlossen werden, soweit letztere mit denen
dieses Abkommens unvereinbar sind.

Koordination in internationalen Organisationen

Die Zollbehörden streben den Ausbau und die Intensivie­
rung ihrer Zusammenarbeit bei Themen von gemein­
samem Interesse an, um sich um einen koordinierten
Standpunkt zu bemühen, wenn diese Themen im
Rahmen internationaler Organisationen wie dem Rat für
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens erör­
tert werden .
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Artikel 10

Technische Hilfe für Drittländer

Die Vertragsparteien können gegebenenfalls Informa­
tionen über Aktionen austauschen, die mit Drittländern
auf dem Gebiet der technischen Hilfe im Zollbereich
durchgeführt wurden oder durchgeführt werden sollen,
um die Leistung derartiger Hilfe zu verbessern .

liehe Auskünfte erteilen, die es dieser ermöglichen, die
Einhaltung des Zollrechts zu gewährleisten, insbesondere
Auskünfte über festgestellte oder beabsichtigte Hand­
lungen, die gegen das Zollrecht verstoßen oder verstoßen
könnten .

(2) Auf Antrag teilt die ersuchte Behörde der ersu­
chenden Behörde mit,

a) ob die aus dem Gebiet einer Vertragspartei ausge­
führten Waren ordnungsgemäß in das Gebiet der
anderen Vertragspartei eingeführt worden sind, gegebe­
nenfalls unter Angabe des für die Waren verwendeten
Zollverfahrens;

b) ob die in das Gebiet einer Vertragspartei eingeführten
Waren ordnungsgemäß aus dem Gebiet der anderen
Vertragspartei ausgeführt worden sind, gegebenenfalls
unter Angabe des für die Waren verwendeten Zollver­
fahrens .

(3) Die Zollbehörden der einen Vertragspartei sorgen
auf Ersuchen der Zollbehörden der anderen Vertragspartei
im Rahmen ihrer Möglichkeiten und verfügbaren Mittel
für die besondere Überwachung von

a) Personen, die nach Kenntnis der ersuchenden Behörde
eine Zuwiderhandlung gegen das Zollrecht begangen
haben oder bei denen ein entsprechender Verdacht
besteht;

b) beförderten oder gelagerten Waren, bei denen nach
Mitteilung der ersuchenden Behörde der Verdacht
unerlaubten Handels besteht;

c) Beförderungsmitteln, bei denen der Verdacht besteht,
daß sie bei Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht
benutzt werden .

(4) Die Zollbehörden der Vertragsparteien stellen auf
Ersuchen sachdienliche Unterlagen über die Beförderung
und die Versendung von Waren zur Verfügung.

TITEL IV

GEGENSEITIGE AMTSHILFE

Artikel 11

Sachlicher Geltungsbereich der Amtshilfe

( 1 ) Die Vertragsparteien leisten einander in den unter
ihre Zuständigkeit fallenden Bereichen Amtshilfe in der
Form und unter den Voraussetzungen , die in diesem
Abkommen vorgesehen sind, um die ordnungsgemäße
Anwendung des Zollrechts zu gewährleisten .

(2) Im Einklang mit den Bedingungen dieses Abkom­
mens erteilt jede Vertragspartei der anderen von sich aus
oder auf Ersuchen sachdienliche Auskünfte über Hand­
lungen, die im Gebiet einer Vertragspartei Zuwiderhand­
lungen gegen das Zollrecht zur Folge haben könnten .

(3) Die nach diesem Abkommen geleistete Amtshilfe
umfaßt insbesondere :

a) Auskünfte, die bei der Bekämpfung von Zuwiderhand­
lungen gegen das Zollrecht von Nutzen sein könnten ,
und vor allem besondere Mittel zur Bekämpfung derar­
tiger Handlungen;

b) Auskünfte über neue Methoden, die bei der Begehung
von Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht ange­
wandt werden oder sich auf Muster rechtswidriger
Handlungen beziehen;

c) Auskünfte über Beobachtungen und Feststellungen,
die das Ergebnis der erfolgreichen Anwendung neuer
Durchsetzungsmittel und -methoden sind.

(4) Dieses Abkommen gilt ausschließlich im Verhältnis
zwischen den Vertragsparteien; die Bestimmungen dieses
Abkommens verleihen einer Privatperson nicht das
Recht, Auskunft zu erhalten oder die Erledigung eines
Ersuchens zu verhindern .

(5) Dieses Abkommen läßt die einschlägigen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften über Strafsachen und
Gerichtsverfahren , einschließlich gegenseitige Rechtshilfe,
unberührt .

Artikel 12

Amtshilfe auf Ersuchen

( 1 ) Die Vertragsparteien leisten einander auf Ersuchen
Amtshilfe, indem sie der ersuchenden Behörde sachdien­

Artikel 13

Amtshilfe ohne vorhergehendes Ersuchen

( 1 ) Die Vertragsparteien leisten einander von sich aus
Amtshilfe, indem sie sachdienliche Auskünfte erteilen,
sofern diese Auskünfte ihres Erachtens zur Gewährlei­
stung der Einhaltung des Zollrechts notwendig sind,
insbesondere wenn sie über Erkenntnisse verfügen über

a) Handlungen, die gegen das Zollrecht verstoßen oder
ihres Erachtens gegen das Zollrecht verstoßen und die
für die andere Vertragspartei von Interesse sein
können;

b) neue Mittel oder Methoden zur Begehung solcher
Handlungen;

c) Waren, von denen bekannt ist, daß sie Gegenstand von
Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht sind .
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(2) In schweren Fällen, in denen erheblicher Schaden
für die Wirtschaft, die Gesundheit der Bevölkerung, die
öffentliche Sicherheit oder andere wesentliche Interessen
der anderen Vertragspartei entstehen könnte, erteilen die
Zollbehörden derartige Auskünfte soweit möglich von
sich aus .

Behörde die dort aufbewahrten Bücher, Verzeichnisse und
sonstigen Unterlagen oder Datenträger erhalten, Kopien
davon anfertigen oder Angaben oder Einzelheiten exzer­
pieren, die sich auf Zuwiderhandlungen gegen das Zoll­
recht beziehen und die die ersuchende Behörde zu den in
diesem Abkommen niedergelegten Zwecken benötigt.

(4) Beamte der einen Vertragspartei können im Einver­
nehmen mit der anderen Vertragspartei und unter den
von dieser festgelegten Voraussetzungen bei auf deren
Gebiet durchgeführten Ermittlungen zugegen sein und sie
bei der Abfassung des amtlichen Berichts unterstützen.

(5) Dem Ersuchen einer Vertragspartei , ein bestimmtes
Verfahren einzuhalten, ist vorbehaltlich der Rechtsvor­
schriften der ersuchten Vertragspartei nachzukommen.

(6) Der ersuchten Behörde werden auf Wunsch
Empfehlungen für Zeit und Ort der auf das Ersuchen hin
zu treffenden Maßnahme erteilt, damit die Maßnahme
koordiniert werden kann.

Artikel 14

Form und Inhalt der Amtshilfeersuchen

( 1 ) Die Ersuchen nach diesem Abkommen sind
schriftlich zu stellen . Den Ersuchen sind alle Unterlagen
beizufügen, die zu ihrer Erledigung erforderlich sind . In
dringenden Fällen können mündliche Ersuchen ange­
nommen werden , die jedoch unverzüglich schriftlich
bestätigt werden müssen .

(2) Die Ersuchen nach Absatz 1 müssen folgende
Angaben enthalten :

a) Bezeichnung der ersuchenden Behörde;

b) Art der Amtshandlung, um die ersucht wird;

c) Gegenstand und Grund des Ersuchens;

d) Namen und Anschriften der von den Amtshandlungen
Betroffenen , sofern bekannt;

e) kurze Beschreibung der geprüften Angelegenheit und
der einschlägigen rechtlichen Aspekte;

f) Zusammenfassung des Standes der Untersuchung und
des Sachverhalts .

(3) Die Ersuchen sind in einer Amtssprache der
ersuchten Behörde oder in einer von dieser zugelassenen
Sprache zu stellen .

(4) Entspricht ein Ersuchen nicht den Anforderungen
dieses Artikels, so kann verlangt werden , daß die ersu­
chende Behörde es abändert oder ergänzt . Gegebenenfalls
können vorsorgliche Maßnahmen angeordnet werden .

Artikel 16

Form der Auskunftserteilung

( 1 ) Die ersuchte Behörde erteilt der ersuchenden
Behörde geeignete Auskünfte in Form von Schriftstücken,
beglaubigten Kopien von Schriftstücken, Berichten oder
dergleichen .

(2) Um Originalakten, -schriftstücke und sonstige
Originalunterlagen wird nur in Fällen ersucht, in denen
Kopien unzulänglich wären . Auf besonderes Ersuchen
werden Kopien derartiger Akten, Schriftstücke und
sonstiger Unterlagen in geeigneter Weise beglaubigt .

(3) Die übermittelten Originalakten, -schriftstücke und
sonstigen Originalunterlagen werden so bald wie möglich
zurückgesandt; die Rechte der Vertragsparteien oder
Dritter bleiben unberührt.

(4) An Stelle der in diesem Abkommen genannten
Schriftstücke können computergestützte Angaben in
beliebiger Form zum gleichen Zweck übermittelt werden .
Alle sachdienlichen Informationen über die Auswertung
oder die Verwendung dieser Angaben sind gleichzeitig
mit diesen zu übermitteln .

Artikel 15

Erledigung der Amtshilfeersuchen

( 1 ) Bei der Erledigung eines Amtshilfeersuchens trifft
die ersuchte Behörde im Rahmen ihrer Zuständigkeit und
ihrer verfügbaren Mittel alle geeigneten Maßnahmen, um
dem Ersuchen zu entsprechen .

(2) Ist die ersuchte Behörde für die Erledigung des
Amtshilfeersuchens nicht zuständig, so leitet sie das
Ersuchen umgehend an die zuständige Behörde weiter
und teilt dies der ersuchenden Behörde mit .

(3) Ordnungsgemäß bevollmächtigte Beamte der einen
Vertragspartei können im Einvernehmen mit der anderen
Vertragspartei und unter den von dieser festgelegten Vor­
aussetzungen in den Diensträumen der ersuchten

Artikel 17

Informationsaustausch und Vertraulichkeit

( 1 ) Sämtliche Auskünfte nach diesem Abkommen sind
nach Maßgabe der Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Vertragsparteien vertraulich bzw. nur für den Dienst­
gebrauch, gleichgültig, in welcher Form sie erteilt werden .
Sie genießen den Schutz der für derartige Auskünfte
geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Vertragspartei , die sie erhalten hat.
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anderen Vertragspartei als Sachverständige oder Zeugen
aufzutreten und Gegenstände und Schriftstücke oder
beglaubigte Kopien davon vorzulegen, sofern dies für das
Verfahren erforderlich ist. In der Ladung ist genau anzu­
geben, in welcher Angelegenheit und in welcher Eigen­
schaft oder mit welcher Berechtigung die Beamten
befragt werden sollen .

(2) Personenbezogene Daten dürfen nur übermittelt
werden, wenn die Vertragspartei , die sie erhalten soll ,
zusagt, diese Daten in mindestens gleichem Maße zu
schützen, wie es die Vertragspartei , die sie übermitteln
soll , in diesem besonderen Fall getan hätte .

(3) Die erlangten Auskünfte dürfen nur für die Zwecke
dieses Abkommens verwendet werden . Ersucht eine
Vertragspartei um Verwendung der Auskünfte zu anderen
Zwecken, so holt sie vorher die schriftliche Zustimmung
der Verwaltungsbehörde ein, die die Auskünfte erteilt hat .
Die Verwendung unterliegt dann den von dieser Behörde
festgelegten Voraussetzungen .

(4) Absatz 3 steht der Verwendung von Auskünften bei
späteren Gerichts- oder Verwaltungsverfahren wegen
Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht nicht entgegen .
Die Vertragsparteien können die nach diesem
Abkommen erhaltenen Auskünfte und eingesehenen
Schriftstücke als Beweismittel in Protokollen , Berichten
und für Zeugenvernehmungen sowie in gerichtlichen
Verfahren und Ermittlungen verwenden . Die zuständige
Behörde, die die Auskünfte erteilt hat, wird von einer
derartigen Verwendung unterrichtet .

(5) Die auskunftserhaltende Vertragspartei kann dem
einer Strafverfolgung unterliegenden Angeklagten
Auskunftsmaterial bekanntgeben, das ihn entlastet oder
die Glaubwürdigkeit von gegen ihn aussagenden Zeugen
betrifft, soweit dies nach dem dabei anwendbaren Recht
der auskunftserhaltenden Vertragspartei erforderlich ist.
Die auskunftserhaltende Vertragspartei unterrichtet die
auskunftserteilende Vertragspartei zuvor über die geplante
Bekanntgabe und legt eine Erklärung hinsichtlich der
rechtlichen Erfordernisse für die Bekanntgabe vor.

Artikel 19

Ausnahmen von der Verpflichtung zur Amtshilfe

( 1 ) Die Amtshilfe kann abgelehnt oder verweigert oder
von der Erfüllung bestimmter Voraussetzungen oder
Bedingungen abhängig gemacht werden, sofern eine
Vertragspartei der Auffassung ist, daß die Amtshilfe nach
diesem Abkommen die Souveränität der Vereinigten
Staaten von Amerika oder eines Mitgliedstaats der
Gemeinschaft oder die öffentliche Ordnung, Sicherheit
oder andere wesentliche Interessen (wie die in Artikel 17
Absatz 2 genannten) beeinträchtigen könnte oder der
Rechtsordnung der ersuchten Vertragspartei , ein­
schließlich der zur Amtshilfe verpflichteten Mitglied­
staaten der Gemeinschaft, widersprechen würde .

(2) Könnte die ersuchende Behörde einem ähnlichen
Ersuchen um Amtshilfe der ersuchten Behörde nicht
entsprechen, so weist sie in ihrem Ersuchen auf diesen
Umstand hin . Die Erledigung eines derartigen Ersuchens
steht im Ermessen der ersuchten Behörde .

(3) Die Amtshilfe kann von der ersuchten Behörde mit
der Begründung zurückgestellt werden , daß sie laufende
Untersuchungen, Strafverfahren oder sonstige Verfahren
beeinträchtigen würde . In diesem Fall hält die ersuchte
Behörde Beratungen mit der ersuchenden Behörde ab,
um zu entscheiden, ob die Amtshilfe unter bestimmten
von der ersuchten Behörde festgelegten Voraussetzungen
oder Bedingungen geleistet werden kann .

(4) Kann einem Ersuchen nicht entsprochen werden,
so ist dies der ersuchenden Behörde unter Angabe der
Gründe für die Zurückstellung oder die Ablehnung des
Ersuchens umgehend mitzuteilen . Umstände, die für das
weitere Vorgehen von Bedeutung sein könnten, sind der
ersuchenden Behörde ebenfalls mitzuteilen .

Die auskunftserhaltende Vertragspartei berücksichtigt
besonders die mit der Bekanntgabe von Auskünften
zusammenhängenden Belange wie die Sicherheit und die
Privatsphäre der in den Auskünften genannten oder iden­
tifizierten Personen . Auf jeden Fall hat die auskunftserhal­
tende Vertragspartei sicherzustellen , daß die bekanntzuge­
benden Auskünfte auf das für den besonderen Zweck der
betreffenden Auskunft strikt notwendige Maß beschränkt
bleiben und daß personenbezogene Daten lediglich für
die Zwecke dieser Strafverfolgung verwendet, aufbereitet
oder aufbewahrt werden können .

Artikel 18
Artikel 20

Kosten der Amtshilfe

( 1 ) Die Vertragsparteien verzichten auf alle Ansprüche
auf Erstattung der bei der Durchführung dieses Abkom­
mens angefallenen Kosten; hiervon ausgenommen sind
Ausgaben und Vergütungen für Sachverständige und
Zeugen sowie für Dolmetscher, die nicht dem öffent­
lichen Dienst angehören .

Sachverständige und Zeugen

Beamten der ersuchten Behörde kann gestattet werden,
nach Maßgabe der erteilten Genehmigung in Gerichts­
oder Verwaltungsverfahren, die unter dieses Abkommen
fallende Angelegenheiten betreffen, im Gebiet der
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(2) Sind für die Erledigung des Ersuchens erhebliche
und außerordentliche Ausgaben erforderlich, so halten die
Vertragsparteien Beratungen ab, um zu entscheiden, unter
welchen Voraussetzungen und Bedingungen das Ersuchen
erledigt wird und in welcher Weise die Kosten zu tragen
sind .

(2) Der Gemischte Ausschuß für Zusammenarbeit im
Zollbereich hat unter anderem

a) für das ordnungsgemäße Funktionieren des Abkom­
mens zu sorgen ;

b) alle bei seiner Anwendung auftretenden Fragen zu
prüfen ;

c) im Einklang mit den Zielen dieses Abkommens die
für die Zusammenarbeit im Zollbereich erforderlichen
Maßnahmen zu treffen;

d) einen Meinungsaustausch über alle mit der Zusam­
menarbeit im Zollbereich zusammenhängenden
Fragen von gemeinsamem Interesse zu ermöglichen,
einschließlich künftiger Maßnahmen und der dafür
erforderlichen Mittel ;

e) Lösungen zur Erreichung der Ziele dieses Abkommens
zu empfehlen .

(3) Der Gemischte Ausschuß für Zusammenarbeit im
Zollbereich gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 23

Inkrafttreten und Kündigung

( 1 ) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats
in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die Vertragspar­
teien einander den Abschluß der hierfür erforderlichen
Verfahren notifiziert haben .

(2) Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen jeder­
zeit durch Notifikation auf diplomatischem Wege
kündigen . Die Kündigung wird drei Monate nach dem
Tag, an dem sie der anderen Vertragspartei notifiziert
wurde , wirksam. Zum Zeitpunkt der Kündigung laufende
Verfahren werden jedoch im Einklang mit den Bestim­
mungen dieses Abkommens abgeschlossen .

Artikel 24

Verbindliche Wortlaute

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer,
deutscher, englischer, finnischer, französischer, griechi­
scher, italienischer, niederländischer, portugiesischer,
schwedischer und spanischer Sprache abgefaßt, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

TITEL V

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 21

Verwaltung

( 1 ) Die Verwaltung dieses Abkommens wird den
zuständigen Dienststellen der Kommission der Europä­
ischen Gemeinschaften und gegebenenfalls den Zollbe­
hörden der Mitgliedstaaten einerseits und dem Customs
Service (Department of the Treasury) der Vereinigten
Staaten von Amerika andererseits übertragen . Sie
beschließen alle zu seiner Durchführung notwendigen
praktischen Maßnahmen und Vereinbarungen.

(2) Die Vertragsparteien konsultieren und unterrichten
einander über

— die Einzelheiten der Bestimmungen, die zur Durch­
führung dieses Abkommens erlassen werden;

— die Entwicklung ihrer Zuständigkeiten , die den
Geltungsbereich dieses Abkommens berühren .

Artikel 22

Gemischter Ausschuß für Zusammenarbeit im
Zollbereich

( 1 ) Es wird ein Gemischter Ausschuß für Zusammenar­
beit im Zollbereich eingesetzt, der sich aus Vertretern der
Zollbehörden der Vertragsparteien zusammensetzt. Ort,
Zeit und Tagesordnung der Sitzungen des Gemischten
Ausschusses für Zusammenarbeit im Zollbereich werden
im gegenseitigen Einvernehmen festgelegt .
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En fe de lo cual, los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben el presente Acuerdo.

Til bekræftelse heraf har undertegnede befuldmægtigede underskrevet denne aftale .

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschrift unter dieses
Abkommen gesetzt.

Σε πίστωση των ανωτέρω, οι υπογράφοντες πληρεξούσιοι έθεσαν την υπογραφή τους
κάτω από την παρούσα συμφωνία.

In witness whereof, the undersigned Plenipotentiaries have signed this Agreement.

En foi de quoi les plénipotentiaires soussignés ont signé le present accord.

In fede di che, i sottoscritti plenipotenziari hanno apposto le loro firme in calce al presente
accordo.

Ten blijke waarvan de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening onder deze overeen­
komst hebben gesteld.

Em fé do que, os plenipotenciários abaixo assinados apuseram as suas assinaturas no presente
acordo .

Tämän vakuudeksi allekirjoittaneet täysivaltaiset edustajat ovat allekirjoittaneet tämän sopimuk­
sen .

Till bevis härpå har undertecknade befullmäktigade undertecknat detta avtal .

Hecho en La Haya, el veintiocho de mayo de mil novecientos noventa y siete .

Udfærdiget i Haag, den otteogtyvende maj nitten hundrede og syvoghalvfems .

Geschehen zu Den Haag am achtundzwanzigsten Mai neunzehnhundertsiebenundneunzig.

Έγινε στη Χάγη, στις είκοσι οκτώ Μαΐου χίλια εννιακόσια ενενήντα επτά.

Done at the Hague on the twenty-eighth day of May in the year one thousand nine hundred and
ninety-seven .

Fait a La Haye , le vingt-huit mai mil neuf cent quatre-vingt-dix-sept.

Fatto a lAia, addì ventotto maggio millenovecentonovantasette.

Gedaan te Den Haag, de achtentwintigste mei negentienhonderd zevenennegentig.

Feito em Haia, em vinte e oito de Maio de mil novecentos e noventa e sete.

Tehty Haagissa kahdentenakymmenentenäkahdeksantena päivänä toukokuuta vuonna tuhatyh­
deksänsataayhdeksänkymmentäseitsemän.

Som skedde i Haag den tjugoattonde maj nittonhundranittiosju .
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Por la Comunidad Europea

For Det Europaeiske Faellesskab

Für die Europäische Gemeinschaft

Tia ir|v Ευρωπαϊκή] Koivotrixa

For the European Community

Pour la Communauté européenne

Per la Comunità europea

Voor de Europese Gemeenschap

Pela Comunidade Europeia

Euroopan yhteisön puolesta

Pâ Europeiska gemenskapens vägnar

Por los Estados Unidos de America

For Amerikas Forenede Stater

Für die Vereinigten Staaten von Amerika

Για τις Ηνωμένες Πολιτείες της Αμερικής
For the United States of America

Pour les États-Unis d'Amérique
Per gli Stati Uniti d America

Voor de Verenigde Staten van Amerika
Pelos Estados Unidos da America

Amerikan yhdysvaltojen puolesta

På Amerikas förenta staternas vägnar
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Unterrichtung über das Inkrafttreten des Abkommens zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten von Amerika über Zusammenarbeit und

gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich

Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten von
Amerika über Zusammenarbeit und gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich, dessen Abschluß der
Rat am 21 . Mai 1997 beschlossen hat, ist am 1 . August 1 997 in Kraft getreten, da die Verfahren
gemäß Artikel 23 des Abkommens am 23. Juli 1997 abgeschlossen wurden .
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 18 . Dezember 1996

über Steuerbefreiungen für Biokraftstoffe in Frankreich
(Nur der französische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(97/542/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

nachdem den Beteiligten gemäß Artikel 93 Absatz 2
Unterabsatz 1 EG-Vertrag eine Frist zur Äußerung gesetzt
wurde und gestützt auf diese Äußerungen (9),

in Erwägung nachstehender Gründe :gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 93 Absatz 2
Unterabsatz 1 ,

Igestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates
vom 22. September 1966 über die Errichtung einer
gemeinsamen Marktorganisation für Fette ('), zuletzt geän­
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 3290/94 (2), insbeson­
dere auf Artikel 33 ,

1 . Mit Schreiben vom 19 . März 1992 teilte die Ständige
Vertretung Frankreichs bei den Europäischen
Gemeinschaften der Kommission die Vorschriften
über die Befreiung von Biokraftstoffen landwirt­
schaftlichen Ursprungs von der Mineralölsteuer mit .
Mit Schreiben vom 19 . November 1992 und vom 20 .
Juli 1993 übermittelte sie der Kommission zusätz­
liche Informationen .

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des Rates
vom 30 . Juni 1981 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Zucker (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1 101 /95 (4), insbesondere auf Artikel 44,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 des Rates
vom 30 . Juni 1992 zur Einführung einer Stützungsrege­
lung für Erzeuger bestimmter landwirtschaftlicher Kultur­
pflanzen (5), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1664/95 der Kommission (6),

Mit Schreiben vom 19 . Mai 1994 teilte die Ständige
Vertretung Frankreichs bei der Europäischen Union
der Kommission zwei sogenannte „Conventions de
progres" (Abkommen zur Förderung des technischen
Fortschritts) für die Biokraftstoffe in Zusammenhang
mit der in Unterabsatz 1 genannten Befreiung mit.
Mit Schreiben vom 6. September 1994 übermittelte
sie der Kommission zusätzliche Informationen .

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30 . Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Getreide Q, zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EG) Nr. 3290/94 (8), insbesondere auf Artikel 19 ,

Mit Schreiben vom 12. Dezember 1994 teilte die
Kommission Frankreich ihre Entscheidung mit, das
Verfahren gemäß Artikel 93 Absatz 2 EG-Vertrag in
bezug auf diese Maßnahmen einzuleiten, da es sich
bei ihnen um Betriebsbeihilfen zu handeln schien ,
die nicht für Ausnahmen nach Artikel 92 EG­
Vertrag in Betracht kommen und daher als unver­
einbar mit dem Gemeinsamen Markt anzusehen
sind.

') ABl . Nr. 172 vom 30 . 9 . 1966, S. 3025/66.
2) ABl . Nr. L 349 vom 31 . 12. 1994, S. 105 .
3) ABl . Nr. L 177 vom 1 . 7 . 1981 , S. 4 .
4) ABl . Nr. L 110 vom 17. 5. 1995, S. 1 .
5) ABl . Nr. L 181 vom 1 . 7 . 1992, S. 12.
6) ABl . Nr. L 158 vom 8 . 7. 1995, S. 13 .
^ ABl . Nr. L 181 vom 1 . 7. 1992, S. 21 .
8) ABl . Nr. L 349 vom 31 . 12 . 1994, S. 105 . (9) ABl . Nr. C 143 vom 9 . 6 . 1995, S. 8 .
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2. Bei den fraglichen Maßnahmen handelt es sich zum
einen um eine Befreiung der Erzeugnisse landwirt­
schaftlichen Ursprungs von der Mineralölsteuer und
zum anderen um zwei „Conventions de progres",
sogenannte ETBE-Abkommen, durch die den
Begünstigten garantiert wird, daß der Satz dieser
Steuerbefreiung auf der durch das Finanzberichti­
gungsgesetz (loi de finances rectificative) für 1993
festgesetzten Höhe bleibt.

3 . Die Steuerbefreiung hat direkte Auswirkungen auf
die Kraftstoffe und indirekte Auswirkungen auf die
landwirtschaftlichen Rohstoffe, aus denen die Kraft­
stoffe gewonnen werden .

4. Die Steuerbefreiung zielt direkt auf Biokraftstoffe ab,
d . h . auf Raps- und Sonnenblumenölester (die zur
Kategorie der „Diester" gehören), auf reinen Ethylal­
kohl , der Superkraftstoffen, unverbleiten Superkraft­
stoffen und Benzinen zugegeben wird, sowie auf
reinen Ethylalkohol in seinen Derivaten (darunter
Terbutyl - und Ethyloxid, ETBE genannt, für Ethyl­
ter-butylether), die unverbleiten Superkraftstoffen
und Benzinen zugegeben werden (und zur Kategorie
„Bioethanol" gehören).

Die Steuerbefreiung gilt seit dem 1 . Januar 1994 in
Form einer auf 230 FRF je Hektoliter begrenzten
Befreiung für Raps- und Sonnenblumenölester, einer
auf 329,50 FRF je Hektoliter begrenzten Befreiung
für reinen Ethylalkohol und seine Derivate sowie
einer 100 %igen Befreiung für bestimmte Erzeug­
nisse ( l ) landwirtschaftlichen Ursprungs, die unter
Zollüberwachung Mineralölerzeugnissen zugegeben
werden , wenn die Mischung unter denjenigen Zoll­
positionen zum zoll- und steuerrechtlich freien
Verkehr angemeldet wird, die den Kennzahlen 20,
22, 24 und 26 von Tabelle B des Artikels 265 des
Zollkodex entsprechen.

Bei den indirekt betroffenen Rohstoffen handelt es
sich in der Kategorie Diester um Raps und um
Sonnenblumen, in der Kategorie Bioethanol um
Getreide, Topiambur, Kartoffeln und Rüben, die auf
Brachflächen angebaut werden . Die Begünstigten
sind also bestimmte Gewerbetreibende und Land­
wirte . Die Steuerbefreiung wird unter folgenden
Bedingungen gewährt:

Erstens können nach Artikel 30 des Finanzberichti­
gungsgesetzes für 1993 (2) ab dem Jahr 1994 nur die
Erzeugnisse (Diester und Bioethanol) von der Steuer
befreit werden, die ausschließlich aus landwirtschaft­
lichen Rohstoffen gewonnen wurden, die auf Non­
food-Brachflächen gemäß der Verordnung (EWG)
Nr. 334/93 der Kommission angebaut wurden .

Zweitens erfolgt die Befreiung von Ethylalkohol,
seinen Derivaten und den Raps- und Sonnenblu­
menölestern von der inländischen Verbrauchsteuer

gemäß Artikel 22 des Erlasses vom 27. März 1992 (3)
nur auf Vorlage einer Produktionsbescheinigung und
einer Freistellungsbescheinigung.
Mit der vom Ministerium für Land- und Forstwirt­
schaft ausgestellten Produktionsbescheinigung wird
der landwirtschaftliche Ursprung der Erzeugnisse
nachgewiesen . Mit Schreiben vom 19 . November
1992 hat Frankreich jedoch mitgeteilt, daß Produk­
tionsbescheinigungen, die andere Mitgliedstaaten auf
ihrem Hoheitsgebiet produzierenden Wirtschaftsteil­
nehmern ausstellen, ebenfalls anerkannt werden
können .

In der Freistellungsbescheinigung ist die Kraftstoff­
oder Brennstoffmenge angegeben, die der Begün­
stigte in Verkehr bringen darf. Gemäß Artikel 24 des
obengenannten Erlasses werden die Bescheinigungen
für die verschiedenen Erzeugnisse nach unterschied­
lichen Verfahren ausgestellt . Für Ethylalkohol wird
die Freistellungsbescheinigung nach Abschluß der
Vergällung von den Zollbehörden ausgestellt. Die
Vergällung erfolgt in von dem Generaldirektor für
Zoll und indirekte Steuern zugelassenen Einrich­
tungen unter Steueraufsicht . Für ETBE, das nicht in
einem Mineralölverarbeitungsbetrieb hergestellt
wurde und zwecks Zugabe zu Kraftstoffen in einen
Mineralölverarbeitungsbetrieb unter Zollüberwa­
chung gebracht wird, stellen die Zollbehörden die
Bescheinigung bei Eintreffen des ETBE in diesem
Betrieb für das auf Basis eines Verarbeitungskoeffi­
zienten berechnete Ethylalkoholvolumen aus. Die
Freistellungsbescheinigung für die Ester erteilen
ebenfalls die Zollbehörden beim Eintreffen der
Stoffe im Betrieb unter Zollüberwachung. Mit
Schreiben vom 19 . November 1992 hat Frankreich
mitgeteilt, daß die Freistellungsbescheinigung auch
für Ethylalkohol mit Ursprung in einem anderen
Mitgliedstaat nach diesem Verfahren ausgestellt wird,
wenn dem im Betrieb unter Zollüberwachung
eintreffenden Erzeugnis eine Produktionsbescheini­
gung beigefügt ist, die mit gleichwertigen Garantien
wie den in Frankreich vorgesehenen ausgestellt
wurde und die insbesondere den spezifisch landwirt­
schaftlichen Ursprung gewährleistet. Für ETBE und
die Ester ist jedoch keine vergleichbare Verpflich­
tung vorgesehen .

Drittens müssen die Erzeugnisse, die freigestellt
werden, gemäß dem Erlaß vom 27. März 1992 in
Betrieben verarbeitet werden , die die französischen
Behörden als Pilotbetriebe ansehen und die zu
einem Versuchsprojekt gehören .

In dem Erlaß werden die sogenannten „Pilotbetriebe"
definiert als „Einrichtung oder Gruppe von Einrich­
tungen zur Herstellung von Ethylalkohol oder seiner
Derivate aus Getreide, Topinambur, Kartoffeln oder
neuen Rübensorten oder zur Herstellung von Estern
aus Raps- oder Sonnenblumenöl". Einrichtungen
oder Gruppen von Einrichtungen, die Ethylalkohol
oder Ester herstellen, müssen vom Ministerium für
Landwirtschaft und von dem für Zollfragen zustän­

(') Es handelt sich um Raps- und Sonnenblumenölester, die als
Ersatz für Heizöl und Diesel verwendet werden .

(2) Journal Officiel de la République Française vom 31 . 12. 1993,
S. 18526.

(3) Journal Officiel de la République Française vom 28 . 3 . 1992,
S. 4323.
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März 1995, 2. Februar 1996 und 10 . Juli 1996 zuge­
gangen .

digen Minister zugelassen sein , solche, die Alko­
holderivate wie ETBE herstellen, von dem für Erdöl
zuständigen Minister. Die Zulassung eines „Pilotbe­
triebs" ist abhängig von der Vorlage eines besonderen
Vertrags zwischen dem Rohstofflieferanten und
einem Gewerbetreibenden und einer Vorkontrolle
der Produktionsanlagen und der Bedingungen für die
Annahme der Rohstoffe . In ihrem Schreiben vom 19 .
November 1992 haben die französischen Behörden
mitgeteilt, daß die Kapazität jedes Betriebs zur Ester­
oder Alkoholproduktion durch den Erlaß nicht
begrenzt ist und praktisch bis zu 100 000 t/Jahr
betragen kann .

Nach Artikel 4 des Erlasses ist unter einem
„Versuchsprojekt" die Herstellung und Verwendung
eines der steuerbefreiten Erzeugnisse unter folgenden
Bedingungen zu verstehen : Die Erzeugnisse müssen
von einem „Pilotbetrieb" gemäß vorstehender Defini­
tion beschafft werden, den zuständigen Ministerien
ist ein voraussichtlicher Verwendungsplan einzu­
reichen und sind halbjährlich Berichte über den
Vertrieb und Verwendung der Kraftstoffe und Brenn­
stoffe vorzulegen, die Ethylalkohol, eines seiner Deri­
vate oder Raps- und Sonnenblumenölester enthalten .

Bei Verstoß gegen die Bedingungen für die Durch­
führung eines Versuchsprojekts oder Nichterfüllung
der technischen Anforderungen kann der für Zoll­
fragen zuständige Minister die Befreiung innerhalb
von 30 Tagen nach Beantragung der Anerkennung
als Versuchsprojekt ablehnen .

Mit einer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften (') hat die Kommission den
anderen Mitgliedstaaten und sonstigen Beteiligten
ihre Entscheidung mitgeteilt, das Verfahren gemäß
Artikel 93 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten, und
ihnen eine Frist zu Äußerungen gesetzt . Der
Kommission gingen mit Schreiben vom 7. Juli 1995
Äußerungen des Vereinigten Königreichs und mit
Schreiben vom 29 . Juni, 4 ., 5 . und 6 . Juli 1995
Äußerungen beteiligter Dritter zu . Diese wurden
Frankreich mit Schreiben vom 3. August 1995
mitgeteilt .

2.1 . Frankreich macht in erster Linie geltend, daß die
Maßnahmen, derentwegen die Kommission das
Verfahren nach Artikel 93 Absatz 2 EG-Vertrag
eingeleitet hat, in den Rahmen der gemeinschaft­
lichen Maßnahmen zur Förderung der Nutzung
erneuerbarer Energieträger im allgemeinen und zur
Entwicklung von Biokraftstoffen im besonderen
fallen . Es verweist in diesem Zusammenhang auf die
Richtlinie 92/81 /EWG des Rates vom 19 . Oktober
1992 zur Harmonisierung der Struktur der
Verbrauchsteuern auf Mineralöle (2) und insbesondere
auf Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe d), auf den
Vorschlag für eine Richtlinie vom 5. März 1992 über
den Verbrauchsteuersatz auf Kraftstoffe aus landwirt­
schaftlichen Rohstoffen f) sowie auf den Erlaß der
Entscheidung 93/500/EWG des Rates vom 13 .
September 1993 zur Förderung der erneuerbaren
Energieträger in der Gemeinschaft (ALTENER­
Programm) (4).

Frankreich ist im wesentlichen aus zwei Gründen

der Auffassung, es handele sich sehr wohl um „Pilot­
projekte" im Sinne der genannten Richtlinie . Erstens
dürfe man sich nicht darauf berufen , daß in den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften keine Kapazitäts­
grenze festgesetzt sei , sondern man müsse von den
tatsächlich vorhandenen Produktionskapazitäten
ausgehen . Zweitens entgegnete Frankreich auf die
Beanstandung der Kommission , daß keine Kontrolle
der Ergebnisse stattfindet, daß nach Artikel 13 des
Erlasses die Überwachung von Vertrieb und Verwen­
dung der genannten Kraft- und Brennstoffe vorge­
sehen ist .

2.2. Frankreich widerspricht ferner der Argumentation
der Kommission hinsichtlich der rechtlichen Rege­
lung für einige der betreffenden Erzeugnisse, die in
Anhang II des Vertrags aufgeführt sind, aber keiner
gemeinsamen Marktorganisation unterliegen . So
seien nach Auffassung Frankreichs die Wettbewerbs­
regeln und die von der Kommission gemäß den
Artikeln 92 und 93 EG-Vertrag durchgeführten
Kontrollen auf Ethylalkohol und Kartoffeln nicht
anwendbar.

5 . Die beiden „Conventions de progres" sehen je Hekto­
liter Ethylalkohol im erzeugten ETBE einen staat­
lichen Ausgleich für den Unterschied vor, der zum
Zeitpunkt der Anmeldung zum zoll- und steuer­
rechtlichen freien Verkehr zwischen dem Höchstbe­
trag der Befreiung von der auf Ethylalkohol anwend­
baren Mineralölsteuer und dem durch das betref­
fende Abkommen garantierten Betrag festgestellt
wird . Dies gilt zehn Jahre ab dem Zeitpunkt der
Inbetriebnahme der „Pilotbetriebe" und höchstens
bis zum 31 . Dezember 2005, wenn der Befreiungs­
satz gesenkt wird. Bei Erhöhung dieses Satzes ist
dem Staat der Betrag zu erstatten , der dem Produkt
der Differenz zwischen den beiden Beträgen und der
Zahl der Hektoliter Ethylalkohol entspricht, für die
während des Zeitraums der Überschreitung die
Mineralölsteuerbefreiung gewährt wurde .

II

1 . Im Rahmen des obengenannten Verfahrens hat die
Kommission Frankreich eine Frist zur Äußerung
gesetzt. Diese Äußerungen sind der Kommission mit
Schreiben vom 31 . März 1995 sowie auf Sitzungen
der Vertreter Frankreichs und der Kommission am 7.

(' ABl . Nr. C 143 vom 9. 6 . 1995, S. 8 .
(2) ABl . Nr. L 316 vom 31 . 10 . 1992, S. 12.
(3) KOM(92) 36 endg, ABl . Nr. C 73 vom 24. 3 . 1992, S. 6 .
(4) ABl . Nr. L 235 vom 18 . 9. 1993, S. 41 .
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2.3 . Schließlich bestreitet Frankreich die in der Eröff­
nung des Verfahrens nach Artikel 93 Absatz 2 EG­
Vertrag aufgeführten Verstöße gegen den EG-Vertrag
und die gemeinschaftsrechtliche Regelung (').

Zum einen liege keine Verstoß gegen Artikel 95
EG-Vertrag vor, da weder der Ort, an dem sich die
sogenannten Pilotbetriebe befinden müssen, noch
die Nationalität der Betreiber vorgeschrieben sei . Als
Beispiel wird die Zulassung einiger Betriebe in
Belgien und Italien angeführt.

Zum anderen liege auch kein Verstoß gegen die
gemeinsamen Marktorganisationen vor, da die
Maßnahme in Anbetracht ihrer unterschiedlichen
Ziele keine indirekte Beihilfe für bestimmte Grund­
erzeugnisse darstellt. Außerdem hätten die erzeugten
Mengen keine Auswirkungen auf den Markt und
beeinflußten daher nicht die Preise, da die Rohstoffe
nach den Verträgen zwischen den Gewerbetrei­
benden und den Erzeugern schon von der Kultivie­
rung der Parzellen an für die Herstellung von Estern
oder ETBE bestimmt seien . Die Beschränkung auf
bestimmte Grunderzeugnisse sei dadurch gerechtfer­
tigt, daß diese Erzeugnisse am besten geeignet seien ,
die technischen, wirtschaftlichen und ökologischen
Anforderungen dieser Kategorien zu erfüllen . Selbst
wenn es sich um eine Beihilfe gemäß Artikel 92
Absatz 1 EG-Vertrag handelte, wären sie als
Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse
anzusehen und kämen für die Ausnahme nach
Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe b) in Betracht. Frank­
reich führt in diesem Zusammenhang die europä­
ische wirtschaftliche Interessenvereinigung Eurobio­
diesel an, der Unternehmen aus fünf Mitgliedstaaten
angehören und die Forschung zur Förderung von
Biokraftstoffen betreibt .

3 . Die Äußerungen der beteiligten Dritten reichen von
der Unterstützung bis zur Ablehnung der französi­
schen Maßnahmen . Die Äußerungen zugunsten der
Maßnahmen stützen sich auf die Erklärungen der
Kommission zur Förderung der Entwicklung von
Biokraftstoffen und die Tatsache, daß ein gemein­
schaftlicher Rahmen erwartet wird. Die Äußerungen
zugunsten des Standpunkts der Kommission
beruhen auf folgenden Gründen: Die meisten unter­
stützen die Argumente der Kommission, daß die
Herstellungsbetriebe nicht in Abhängigkeit vom
landwirtschaftlichen Ursprung einerseits und dem
nationalen Ursprung der verwendeten Erzeugnisse
andererseits gewählt werden dürfen . Ferner gehen
aus einigen Äußerungen Bedenken bezüglich der
Folgen einer unterschiedlichen Behandlung der
Mitgliedstaaten hervor, wenn die Union neue
Maßnahmen im Rahmen des Ölsaatenabkommens
mit den Vereinigten Staaten treffen sollte.
Ein italienisches Unternehmen, das einen Biokraft­
stoffbetrieb in Belgien besitzt, hat Informationen
über die Entwicklung des europäischen Marktes für
Biokraftstoffe und über die — seiner Meinung nach
diskriminierende — Anwendung der Steuerbefreiung

vorgelegt . Nach den Angaben dieses Unternehmens
geht aus den von ihm vorgelegten Zahlen über
Angebot und Nachfrage bei Biokraftstoffen in
Europa in den Jahren 1994 — 1995 eindeutig
hervor, daß die Produktion sich nicht mehr in der
Versuchsphase befindet und Frankreich auf diesem
Markt gut etabliert ist.

Außerdem hat das französische Ministerium die
Zulassung des belgischen Betriebs dieses Unterneh­
mens als „Pilotbetrieb" abgelehnt, obwohl die
verlangten Informationen vorgelegt wurden und die
belgischen Behörden bereit waren , die von der fran­
zösischen Verwaltung geforderten Kontrollen durch­
zuführen . Als Grund für die Ablehnung wurde ange­
geben, daß eine zu hohe Menge beantragt worden
sei , „auf jeden Fall nicht unter 10 000 t/Jahr". Der
Betrieb ist in der Tat in der Lage, 45 000 t/Jahr eines
Dieselersatzkraftstoffs pflanzlichen Ursprungs zu
erzeugen . Zur gleichen Zeit wurde jedoch in Frank­
reich die Einrichtung neuer Produktionskapazitäten
für Rapsester von bis zu 400 000 t/Jahr genehmigt,
darunter ein Betrieb mit 170 000 t und ein weiterer
mit 100 000 t (s . Bulletin de l'Industrie Petroliere
vom 10 . November 1994). Das italienische Unter­
nehmen ist der Auffassung, daß diese Entscheidung
der französischen Behörden nur auf eine gegen
Artikel 95 EG-Vertrag verstoßende Absicht zur
Abriegelung des französischen Marktes zurückzu­
führen sein kann .

III

1 . Als industrielle Erzeugnisse unterliegen Ester, die
nicht in Anhang II des EG-Vertrags aufgeführt sind,
den Wettbewerbsregeln, insbesondere den Vor­
schriften über staatliche Beihilfen .

2. Der andere Biokraftstoff, Ethylalkohol, wird aus den
unter Ziffer I Nummer 4 genannten Rohstoffen
(Getreide, Topinambur, Kartoffeln und neuen
Rübensorten) hergestellt. Er wird dann verschiedenen
Superkraftstoffen und Benzinen zugegeben und
somit zum Bestandteil dieses Endprodukts. Da
Ethylalkohol in Anhang II des Vertrags aufgeführt
ist, aber keiner gemeinsamen Marktorganisation
(GMO) unterliegt, sind die Artikel 92 und 93 nicht
uneingeschränkt anwendbar. Daher kann die
Kommission sich hinsichtlich Beihilfen in diesem
Sektor normalerweise nur im Rahmen von Artikel 93
Absatz 3 Satz 1 EG-Vertrag äußern . Wenn aber für
die Grundstoffe (z . B. Getreide) und/oder den Absatz
des Erzeugnisses (Bioethanol) unter den Bedin­
gungen der Beihilfegewährung Auflagen gelten , ist
die Kommission der Auffassung, daß sich die
Wirkung der Beihilfe nicht auf das Erzeugnis
beschränkt, für das sie gewährt wird (in diesem Fall
Ethylalkohol). Die Kommission ist der Auffassung,
daß eine Beihilfe, die nur für Erzeugnisse gewährt
wird, die aus einer begrenzten Gruppe von
Ausgangsstoffen hergestellt werden , die einer
gemeinsamen Marktorganisation und somit den Arti­
keln 92 und 93 EG-Vertrag unterliegen, eine Rege­
lung darstellt, bei der die Beihilfe unvermeidbare(') ABl . Nr. C 143 vom 9. 6 . 1995, S. 8 .
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Auswirkungen auf diese Ausgangsstoffe hat. Es gibt
keinen Grund, eine Beihilfe zugunsten von Alkohol
(der nicht den Wettbewerbsregeln unterliegt) und der
zur Erlangung dieser Beihilfe aus einem Erzeugnis
hergestellt sein muß, für das die Wettbewerbsregeln
gelten (die Rohstoffe (')), anders zu behandeln als
eine Beihilfe, die direkt zugunsten der Ausgangs- 3 .
Stoffe gewährt wird, sofern diese zu Alkohol verar­
beitet werden , da beide Formen der Beihilfe keine
unterschiedlichen Auswirkungen auf den Markt der
betreffenden Erzeugnisse haben . Das „spill-over" der
Anwendung der Wettbewerbsregeln ist dadurch
gerechtfertigt, daß die Beihilfen zugunsten von
Erzeugnissen , die diesen Regeln nicht unterliegen,
sich zwangsläufig auf den Markt der Erzeugnisse
auswirken, die den Regeln unterliegen . Was die
Anwendung der Wettbewerbsregeln auf Alkohol
betrifft, so führt die Kommission für Bioethanol, der
zwangsläufig aus Alkohol hergestellt wird, sinngemäß
die gleichen Argumente an . Ließen die Bedingungen
für die Gewährung der Beihilfe dem Begünstigten
dagegen die Wahl hinsichtlich des Rohstoffs und der
Bestimmung des Erzeugnisses, für das die Beihilfe
gewährt wird, so könnte man nicht mehr von einer
zwangsläufigen Auswirkung auf die (anderen) den
Wettbewerbsregeln unterliegenden Erzeugnisse
sprechen, da die Auswirkungen der Gewährung der j
Beihilfe auf die Rohstoffe und auf die Märkte der
Endprodukte allein auf die von wirtschaftlichen
Erwägungen geprägte Entscheidung des Beihil­
feempfängers zurückzuführen wären .

Im vorliegenden Fall finden die Wettbewerbsregeln
der Artikel 92 und 93 auf alle genannten Ausgangs­
stoffe mit Ausnahme von Kartoffeln und Alkohol
Anwendung. Wäre die Beihilfe ohne rechtliche ^
Verpflichtung hinsichtlich des endgültigen Verwen­
dungszwecks des Alkohols gewährt worden , so hätte
die Kommission die Auffassung vertreten , daß die
Auswirkungen der Maßnahme nicht Gegenstand
eines Einwands gemäß den Artikeln 92, 93 und 94 3 .
EG-Vertrag hätten sein können. Da jedoch in diesem
Fall die Beihilfe für Ethylalkohol zwangsläufig und
ausschließlich Auswirkungen auf den Markt für
fossile und pflanzliche Brennstoffe hat (für die die
Wettbewerbsregeln gelten), ist die Kommission der
Auffassung, daß die Regelung unter dem Gesichts­
punkt der genannten Artikel geprüft werden kann,
sofern sie sich , sei es auch nur mittelbar, auf

bestimmte andere Erzeugnisse auswirkt, die alle den
Artikeln 92 und 93 EG-Vertrag unterliegen. In
diesem Fall beeinträchtigt die Beihilfe nämlich die
Wettbewerbsbedingungen dieser anderen Erzeug­
nisse .

Gemäß Artikel 33 der Verordnung Nr. 136/66/EWG,
Artikel 19 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 und
Artikel 44 der Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 sind
die Artikel 92, 93 und 94 EG-Vertrag vorbehaltlich
anderslautender Bestimmungen in den genannten
Verordnungen auf die Erzeugung und den Handel
mit den in Artikel 1 der jeweiligen Verordnung
aufgeführten Erzeugnissen anwendbar. In diesem
besonderen Fall sind Raps und Sonnenblumen,
Getreide und Topinambur sowie Rüben betroffen .
Für Kartoffeln , die zwar unter Anhang II des
Vertrags fallen, gibt es keine gemeinsame Marktorga­
nisation (GMO). Aus den unter Nummer 2
genannten Gründen ist die Kommission jedoch der
Auffassung, daß die Regelung unter Anwendung der
Wettbewerbsregeln der Artikel 92 und 93 EG­
Vertrag geprüft werden kann .

IV

Nach Artikel 92 Absatz 1 EG-Vertrag sind staatliche
oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen
gleich welcher Art, die durch die Begünstigung
bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige
den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen
drohen, mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar,
soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten
beeinträchtigen .

Die Steuerbefreiung für bestimmte Biokraftstoffe
erfüllt die Voraussetzungen, um als Beihilfe im Sinne
von Artikel 92 Absatz 1 EG-Vertrag angesehen zu
werden .

Im Sektor der Biokraftstoffe gibt es bereits Wettbe­
werb und Handel zwischen den Mitgliedstaaten , die
wichtigsten Erzeuger in der Europäischen Union
sind Belgien, Frankreich und Italien .

Der Handel mit Biokraftstoffen und Grunderzeug­
nissen zwischen Frankreich und den anderen
Mitgliedstaaten erreichte 1995 folgende Werte (in
1 000 ECU) (2):

Erzeugnis Ausfuhren Frankreichs
in die EG

Einfuhren Frankreichs
aus anderen Ländern

der EG

I. Biokraftstoffe

— Ester 184 899,37 321 391,93
— ETBE 47 187,95 20 254,05

II. Grunderzeugnisse für die Kategorie
Diester

— Raps 204 289,04 5 315,07
— Sonnenblumen 172 430,03 4 471,36

(') Mit Ausnahme von Kartoffeln. 0 Quelle : COMTEXT 2.
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Erzeugnis Ausfuhren Frankreichs
in die EG

Einfuhren Frankreichs
aus anderen Ländern

der EG

III . Grunderzeugnisse für die Kategorie
Bioethanol

— Kartoffeln 156 396,19 104 1 28,44
— Getreide 3 101 417,12 234 046,52
— Topinambur 25,93 807,97
— Rüben 516,62 34,07

Verwendung von Nebenprodukten bestimmter
Ölsaaten zur Futtermittelerzeugung ergeben .

7. Die direkte Beihilfe für bestimmte Biokraftstoffe und
die indirekte Beihilfe für bestimmte Grunderzeug­
nisse sind folglich staatliche Beihilfen im Sinne des
Artikels 92 Absatz 1 EG-Vertrag sowie im Sinne des
Artikels 61 Absatz 1 des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR).

8 . Es gibt jedoch Ausnahmen von dem in diesen Arti­
keln aufgestellten Prinzip der Unvereinbarkeit mit
dem Gemeinsamen Markt .

V

1 . Frankreich ist der Auffassung, daß für die Maßnahme
die Ausnahmeregelung gemäß Artikel 8 Absatz 2
Buchstabe d) der Richtlinie 92/81 /EWG gilt .

Die Kommission kann dem aus folgenden Gründen
nicht zustimmen : Zunächst betrifft diese Bestim­
mung ausschließlich Mineralöle gemäß der Defini­
tion in Artikel 2 Absatz 1 der genannten Richtlinie .
Darüber hinaus sind nach Artikel 2 Absatz 3 der
Richtlinie andere Erzeugnisse, die als Kraftstoffe
verwendet werden (wie im vorliegenden Fall die
pflanzlichen Öle), als Kraftstoffe zu besteuern .
Für diese anderen Erzeugnisse gibt es eine einzige
Ausnahmeregelung. Nach Artikel 8 Absatz 4 der
Richtlinie kann der Rat auf Vorschlag der Kommis­
sion einstimmig einen Mitgliedstaat ermächtigen,
weitere Steuerbefreiungen oder Ermäßigungen aus
besonderen politischen Erwägungen zu gewähren .
Diese Ermächtigung des Rates ist jedoch nicht
erfolgt .

Was die eventuelle Einstufung der Maßnahme als
„Pilotprojekt" (') betrifft, so haben die französischen
Behörden keine neuen Informationen vorgelegt, die
den von der Kommission zum Zeitpunkt der Verfah­
renseinleitung vertretenen Standpunkt ändern
könnten . Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß
die Produktionskapazitäten bis zu 100 000 Tonnen/
Jahr betragen können, war die Kommission der
Auffassung, daß die in industriellem Maßstab arbei­
tenden Betriebe die Senkung der Verbrauchsteuer
nutzen konnten . Die Stellungnahmen Frankreichs

Da es somit einen Handel mit Erzeugnissen des
Sektors der Biokraftstoffe gibt, könnten die Beihilfen
den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beein­
trächtigen , wenn sie die nationale Produktion zum
Nachteil der Produktion der anderen Mitgliedstaaten
begünstigen .

Ferner konkurrieren die steuerbefreiten Biokraftstoffe
direkt mit Biokraftstoffen anderen Ursprungs sowie
mit Kraftstoffen auf der Grundlage chemischer
Erzeugnisse wie z . B. Methanol . Die der Kommission
gegenüber geäußerten Bedenken der Konkurrenten
belegen die Dringlichkeit des Problems . Frankreich
hat diesen Aspekt im übrigen nicht in Abrede
gestellt.

4 . Frankreich bestreitet dagegen, daß sich aus der
Steuerbefreiung eine indirekte Beihilfe für die
Grunderzeugnisse ergibt . Die Kommission kann
jedoch nur die Analyse bestätigen, die sie zu ihrer
Entscheidung zur Einleitung des Verfahrens nach
Artikel 93 Absatz 2 EG-Vertrag veranlaßt hat.

5 . Die Tatsache, daß bestimmte Grunderzeugnisse von
der Steuerbefreiung ausgenommen sind, bestätigt,
daß es sich bei der Maßnahme um eine Beihilfe im
Sinne des Artikels 92 Absatz 1 EG-Vertrag handelt,
da sie den Wettbewerb durch die Begünstigung
bestimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse ver­
fälscht und aus diesem Grund den Handel zwischen
den Mitgliedstaaten beeinträchtigen kann . Die fran­
zösischen Behörden haben zwar vorgebracht, daß die
ausgewählten Erzeugnisse am besten für die
Entwicklung der Biokraftstoffe geeignet seien, jedoch
keine Erklärung abgegeben , die rechtfertigen könnte,
daß die Maßnahme auf landwirtschaftliche Erzeug­
nisse beschränkt sein muß, die auf Non-food-Brach­
flächen angebaut werden . Im Gegenteil scheint unter
Berücksichtigung der Tatsache, daß kein technischer
Grund für die Beschränkung der Erzeugnisse ange­
führt wurde, die für die Steuerbefreiung in Betracht
kommen, das wahre Motiv für die Beihilfe eher die
Unterstützung der Einkommen von Landwirten mit
stillgelegten Flächen als die Entwicklung der
Biokraftstoffe zu sein .

6 . In einigen Äußerungen , die der Kommission nach
Einleitung des Verfahrens vorgelegt wurden , kam die
Befürchtung zum Ausdruck, daß eine solche
Maßnahme den innergemeinschaftlichen Handel
beeinflussen könnte, insbesondere im Rahmen der
Verpflichtungen, die sich für die Europäische Union
aus internationalen Abkommen zur Begrenzung der

(') Im Sinne der Richtlinie 94/74/EG des Rates zur Änderung
der Richtlinien 92/ 12/EWG, 92/81 /EWG und 92/82/EWG,
ABl . Nr. L 365 vom 31 . 12 . 1994, S. 46.
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zeitig bestimmte andere Grunderzeugnisse ausge­
schlossen werden, die technisch für die Produktion
von Biokraftstoffen geeignet sein könnten, aber
hauptsächlich außerhalb Frankreichs angebaut
werden), und insofern als die aus anderen Mitglied­
staaten eingeführten und aus anderen Grunderzeug­
nissen produzierten Biokraftstoffe höher besteuert
werden .

Frankreich hat zwar zwei Betriebe in Belgien und in
Italien für sehr kleine Mengen zugelassen, doch in
anderen Fällen , wie dem des unter Ziffer II Nummer
3 Unterabsatz 2 genannten Unternehmens, wurde
diese Zulassung verweigert .

Ferner haben die französischen Behörden keine
Zusicherung abgegeben , daß Freistellungsbescheini­
gungen für eingeführte Ester und ETBE nach dem
gleichen Verfahren ausgestellt werden können wie
für französische Erzeugnisse (s . Ziffer I Nummer 4).

Frankreich bestreitet jeden Verstoß gegen Artikel 95
EG-Vertrag, ohne jedoch Argumente vorzubringen,
die den Standpunkt der Kommission ändern
könnten . Die Beihilfe in Form der Steuerbefreiung
stellt gleichwohl einen Verstoß gegen die Bestim­
mungen des Artikels 95 EG-Vertrag dar, da aus
anderen Mitgliedstaaten eingeführten Biokraftstoffen
nicht unbedingt die gleiche bevorzugte Behandlung
eingeräumt wird .

5 . Die Kommission betrachtet die Beihilfen für
Biokraftstoffe somit als Betriebsbeihilfen , die gegen
Artikel 95 EG-Vertrag verstoßen, nicht mit dem
Gemeinsamen Markt vereinbar sind und folglich
unter keine der Freistellungsvoraussetzungen nach
Artikel 92 Absatz 3 EG-Vertrag fallen .

bestätigen im übrigen die Analyse der Kommission ,
nach der es bei der Maßnahme in Wirklichkeit
weder um Grundlagenforschung noch um ange­
wandte Forschung im Sinne der genannten Richt­
linie geht, sondern um die kommerzielle Förderung
von Non-food-Anwendungen und die Produktion
größerer Mengen von Biokraftstoffen mit Hilfe von
Brachflächen .

2. Die einzigen im Vertrag vorgesehenen Ausnahmen,
die in diesem Fall geprüft werden können, sind
Artikel 92 Absatz 3 Buchstaben b) und c).

Die Ausnahmeregelung für Beihilfen zur Förderung
wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europäischen
Interesse (Absatz 3 Buchstabe b)) ist in diesem Fall
nicht anwendbar. Selbst wenn eines der Ziele der
Maßnahmen der gemeinschaftlichen Politik zur
Förderung umweltfreundlicherer Kraftstoffe ent­
sprechen würde, sind die Maßnahmen dennoch im
wesentlichen auf nationale Interessen ausgerichtet,
was durch die mit ihnen verbundenen Diskriminie­
rungen und Verstöße verschärft wird.

3 . Frankreich trägt außerdem vor, daß die Maßnahme
im Einklang stehe mit der Politik der Gemeinschaft
zugunsten der Nutzung erneuerbarer Energieträger
im allgemeinen und der Entwicklung von Biokraft­
stoffen im besonderen .

Dieses politische Ziel wird nicht in Frage gestellt.
Die Kommission hat in ihrem Schreiben an Frank­
reich vom 12. Dezember 1994 erklärt, daß „diese
Position das gemeinschaftliche Interesse für die
Entwicklung von Biokraftstoffen nicht in Frage
stellt", jedoch mehrmals darauf hingewiesen , daß
diese Entwicklung nicht zu Lasten anderer Bereiche
der gemeinschaftlichen Politik gehen und insbeson­
dere nicht gegen die Bestimmungen des EG-Vertrags
oder gegen gemeinschaftsrechtliche Verordnungen
verstoßen darf.

4 . In ihrer Entscheidung zur Einleitung des Verfahrens
hat die Kommission darauf hingewiesen , daß eine
höhere Besteuerung von Estern und ETBE, die aus
anderen Mitgliedstaaten und dem Europäischen
Wirtschaftsraum eingeführt werden , einen Verstoß
gegen Artikel 95 EG-Vertrag darstellt .

Da die Steuerbefreiung nur für Biokraftstoffe gilt, die
aus bestimmten Grunderzeugnissen hergestellt
werden, war die Kommission der Auffassung, daß die
Regelung zu einer Diskriminierung anderer
Biokraftstoffe führt, die aus anderen Grunderzeug­
nissen hergestellt werden können (aus einem
anderen Erzeugnis oder nicht auf stillgelegten
Flächen). Für diese anderen Biokraftstoffe gilt in
Frankreich die normale Verbrauchsteuer. Die
Beihilfe in Form der Steuerbefreiung stellt somit
insofern einen Verstoß gegen die Bestimmungen von
Artikel 95 EG-Vertrag dar, als sie auf Biokraftstoffe
beschränkt ist, die aus einer begrenzten Zahl von
Grunderzeugnissen hergestellt werden (wobei gleich­

VI

1 . Frankreich bestreitet aus zwei Gründen jeden
Verstoß gegen die Bestimmungen der gemeinsamen
Marktorganisationen, die in der Entscheidung über
die Einleitung des Verfahrens gemäß Artikel 93
Absatz 2 EG-Vertrag genannt werden ('): Zum einen
werden mit den Maßnahmen andere Ziele verfolgt
und zum anderen wirkten sich die Maßnahmen
nicht auf die auf den betreffenden Märkten erzeugten
Mengen aus .

Die Kommission hält diese Argumente für unzutref­
fend . Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs (s .
Urteil vom 26. Juni 1979 , Rechtssache 177/78 : Pigs
and Bacon Commission gegen McCarren and
Company Limited (2)) ist eine solche Regelung als
vollständiges und umfassendes System anzusehen,
das in die ausschließliche Zuständigkeit der Gemein­
schaft fällt und bei dem die Mitgliedstaaten nicht
befugt sind, abweichende oder beeinträchtigende
Maßnahmen zu treffen .

(' ABI . Nr. C 143 vom 9 . 6 . 1995, S. 8 .
(2) Sammlung der Rechtsprechung 1979, S. 2161 .
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nach Artikel 92 Absatz 3 EG-Vertrag nicht in
Betracht.

VII

1 . Die Beihilfen erfüllen zwar die Voraussetzungen des
Artikels 92 Absatz 1 EG-Vertrag und des Artikels 61
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts­
raum (EWR), kommen aber aus den obengenannten
Gründen für die Ausnahmen und Freistellungen
gemäß den Absätzen 2 und 3 dieser Artikel nicht in
Betracht. Sie sind daher unvereinbar mit dem
Binnenmarkt und mit dem EWR-Abkommen .

2. Da es sich um nicht notifizierte Beihilfen handelt,
die vor der abschließenden Entscheidung der
Kommission durchgeführt wurden, ist darauf hinzu­
weisen , daß wegen des zwingenden Charakters der in
Artikel 93 Absatz 3 EG-Vertrag niedergelegten
Verfahrensvorschriften , deren unmittelbare Geltung
der Gerichtshof in seinen Urteilen vom 19 . Juni
1973 (Rechtssache 77/72: Carmine Capolongo gegen
Azienda Agricola Maya)(2), vom 11 . Dezember 1973
(Rechtssache 120/73 : Gebrüder Lorenz GmbH gegen
Bundesrepublik Deutschland) (3), vom 22. März 1977
(Rechtssache 78 /76 : Steinike und Weinling gegen
Bundesrepublik Deutschland) (4) und vom 21 .
November 1991 (Rechtssache C-354/90 : Föderation
nationale du commerce exterieur des produits
alimentaires und andere gegen Französische Repu­
blik) (*) anerkannt hat, die Rechtswidrigkeit der
Beihilfen nicht nachträglich geheilt werden kann .
Bei Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Gemein­
samen Markt kann die Kommission in Übereinstim­
mung mit der Rechtsprechung des Gerichtshofes,
insbesondere mit dem Urteil vom 12. Juli 1973
(Rechtssache 70/72: Kommission gegen Bundesrepu­
blik Deutschland) (6), bestätigt durch die Urteile vom
24. Februar 1987 (Rechtssache 310/85 : Deufil gegen
Kommission) Q und vom 20 . September 1990
(Rechtssache C-5/89 : Kommission gegen Bundesre­
publik Deutschland) (8), von den Mitgliedstaaten die
Wiedereinziehung jeder zu Unrecht gewährten
Beihilfe von den Empfängern verlangen .

3 . Frankreich hat die aufschiebende Wirkung von
Artikel 93 Absatz 3 insofern nicht beachtet, als es vor
der Gewährung der Beihilfen nicht die Äußerung der
Kommission abgewartet hat . Daher verstoßen diese
Beihilfen schon von ihrer Gewährung an gegen das
Gemeinschaftsrecht.

Die Kommission erwartet im allgemeinen, daß
rechtswidrige und unvereinbare Beihilfen wiederein­
gezogen werden . Im vorliegenden Fall ist es jedoch
nicht gerechtfertigt, die Wiedereinziehung der
Beihilfen zu verlangen .

Die durch das Gesetz vorgesehene Beschränkung der
Maßnahme auf einige Grunderzeugnisse, die auf
bestimmten Flächen angebaut werden, zeigt, daß die
Maßnahme auf die Unterstützung bestimmter Land­
wirte abzielt; sie hat somit Auswirkungen auf die
Märkte für die betreffenden Grunderzeugnisse,
indem sie die Produktion beeinflußt . Die Kommis­
sion wäre zu einem anderen Schluß gekommen,
wenn die Maßnahme für alle Grunderzeugnisse
gälten, aus denen Biokraftstoffe hergestellt werden
können, und zwar unabhängig davon, ob sie auf
Brachflächen oder anderen Flächen angebaut
werden .

2. Frankreich hat in diesem Zusammenhang keine
neuen Argumente vorgebracht, um die begrenzte
Liste der Grunderzeugnisse zu rechtfertigen , die für
die Beihilfe in Betracht kommen .

Frankreich hat insbesondere kein Argument für die
gesetzlich festgeschriebene Beschränkung auf
Erzeugnisse, die auf Brachflächen angebaut werden ,
vorgetragen . Für die betroffenen Sektoren bedeuten
die Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr.
1765/92 eine Integration der jeweiligen gemein­
samen Marktorganisationen. Nach Artikel 13 der
Verordnung sind die Ausgaben der Gemeinschaft für
die Anwendung der dort vorgesehenen Regelung als
Intervention zur Stabilisierung der Märkte im Sinne
von Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
729/70 des Rates vom 21 . April 1970 über die Finan­
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik (') anzusehen .
Nach dieser letztgenannten Bestimmung werden
Interventionen zur Stabilisierung der Agrarmärkte,
die im Rahmen einer Gemeinsamen Marktorganisa­
tion vorgenommen werden, vom Europäischen
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt­
schaft (EAGFL), Abteilung Garantie, finanziert.
Damit käme jede staatliche Intervention in dem von
der Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 abgedeckten
Bereich einer Einmischung des Staates in das voll­
ständige und umfassende System der gemeinsamen
Marktorganisationen gleich .

Die seit 1994 geltende Befreiung, die nur für auf
Brachflächen angebaute Erzeugnisse gilt, stellt
folglich einen Verstoß gegen die Verordnung (EWG)
Nr. 1765/92 dar.

3 . Für Beihilfemaßnahmen, die einen Verstoß gegen
gemeinschaftliche Rechtsvorschriften darstellen ,
kann keine der Freistellungsvoraussetzungen nach
Artikel 92 Absatz 3 EG-Vertrag Anwendung finden .
Insbesondere findet die von den französischen
Behörden angeführte Freistellung nach Artikel 92
Absatz 3 Buchstabe b) keine Anwendung.

4. Die indirekten Beihilfen für Grunderzeugnisse
stellen folglich Verstöße gegen die Bestimmungen
der gemeinsamen Marktorganisationen , der Verord­
nung (EWG) Nr. 1765/92 und des Artikels 95 EG­
Vertrag dar und kommen somit für Freistellungen

2) Sammlung der Rechtsprechung 1973, S. 611 .
3) Sammlung der Rechtsprechung 1973, S. 1471 .
4) Sammlung der Rechtsprechung 1977, S. 595.
5) Sammlung der Rechtsprechung 1991 , S. 1-5505.
6) Sammlung der Rechtsprechung 1973, S. 813.
^ Sammlung der Rechtsprechung 1987, S. 901 .
8) Sammlung der Rechtsprechung 1990 , S. 1-3437.(') ABl . Nr. L 94 vom 28 . 4 . 1970, S. 13 .
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Es ist zu berücksichtigen, daß Frankreich sich für die
Entwicklung einer Kategorie von Biokraftstoffen
eingesetzt hat. Zum einen könnte die Verwendung
von Biokraftstoffen zur Verringerung der Umweltver­
schmutzung und zur Erhaltung der Umwelt
beitragen, zum anderen möchte die Kommission
eine umweltfreundliche Energie- und Agrarpolitik
unterstützen .

Im übrigen hatten die Hersteller durch die Beihilfe
nur einen vorübergehenden oder zumindest margi­
nalen, wenngleich nicht quantifizierbaren Vorteil . Sie
ermöglichte es ihnen zwar, Biokraftstoffe zu einem
wettbewerbsfähigen Preis zu liefern, doch die
Mengen waren bezogen auf den Kraftstoffmarkt
insgesamt nicht sehr groß . Für Diester, die mit
Abstand bedeutendste Kategorie der Biokraftstoffe,
belegen Daten aus sachverständigen Quellen , daß die
Beihilfe zugunsten dieses Kraftstoffs pflanzlichen
Ursprungs im allgemeinen nicht zu einer Uberkom­
pensierung der höheren Produktionskosten geführt
hat . Ob es in bestimmten Fällen zu einer Uberkom­
pensierung gekommen ist, hängt dabei in jedem
Einzelfall von unterschiedlichen Faktoren ab, insbe­
sondere von der Kapazität und der Kontinuität der
Produktion jedes Betriebs, der Biokraftstoff herstellt.
Selbst wenn es eine gewisse Uberkompensierung
gegeben hätte, wäre diese Wirkung abgeschwächt
worden durch die höheren indirekten Kosten wie
z. B. die Vertriebskosten, die höher sind als bei
fossilen Kraftstoffen .

schaftlichen Rohstoff zur Verarbeitung zu Kraft­
stoffen pflanzlichen Ursprungs überhaupt anzu­
bauen . Es ist also festzustellen, daß nach der Struktur
der Regelung die eigentliche Wirkung der Beihilfe
von den Herstellern, die rein technisch gesehen die
direkten Empfänger waren, auf die Erzeuger der
Rohstoffe übergegangen ist, die zu indirekten
Empfängern wurden .

Die Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht, die die
französische Regelung mit sich bringt, waren selbst
jedoch nicht geeignet, die Steigerung der Rohstoffer­
zeugung oder einen Preisanstieg zu verursachen . Der
Verstoß besteht im Gegenteil darin, daß bestimmte
Empfänger ausgewählt wurden; hätten die französi­
schen Behörden die Steuerbefreiung für jeden
Rohstoff gleich welchen Ursprungs gewährt, hätten
die Nachfrage und folglich auch die Erzeugung
zunehmen können .

Da die Hersteller von Biokraftstoffen nur vorüberge­
hend einen Vorteil aus der Steuerbefreiung hatten
und wegen der besonderen Art des Verstoßes seitens
der Erzeuger, der letztendlichen Begünstigten der
gewährten Vorteile, würde die Wiedereinziehung
einen harten Schlag gegen eine Maßnahme
bedeuten , die in ihren Grundzügen mit der Politik
der Gemeinschaft im Einklang steht und deren
Rechtswidrigkeit, abgesehen von den verfahrens­
rechtlichen Aspekten, im wesentlichen auf einen zu
restriktiven Ansatz in bezug auf die indirekten
Begünstigten der Beihilfe zurückzuführen ist.

Aus wirtschaftlicher Sicht läßt sich die Wiedereinzie­
hung einer rechtswidrigen und unvereinbaren
Beihilfe damit rechtfertigen, daß der „Status quo
ante" wiederhergestellt wird, d. h . die wirtschaftliche
Situation, in der die Begünstigten sich vor Gewäh­
rung der Beihilfe befanden . Da die Hersteller nur
vorübergehend von der Beihilfe profitierten , würde
die Wiedereinziehung von diesen direkten Empfän­
gern bewirken, daß sie sich in einer deutlich
schlechteren wirtschaftlichen Lage befänden als vor
der Gewährung der Beihilfe. Dies gilt umso mehr, als
die Maßnahme der französischen Behörden — wie
bereits ausgeführt — im allgemeinen nicht zu einer
Uberkompensierung für die Hersteller geführt hat.
Die Wiedereinziehung würde den Status quo ante
also nicht wiederherstellen .

Was die Landwirte betrifft, die durch die Maßnahme
begünstigt wurden, müssen zwei besondere Gesichts­
punkte berücksichtigt werden . Zum einen bestand
der tatsächliche Vorteil (wenn auch nur indirekt) in
der Schaffung eines Marktes, den es zuvor nicht
gegeben hatte . Der Absatz der landwirtschaftlichen
Erzeugnisse erfolgte aus der Sicht der betreffenden
Landwirte unter den Bedingungen dieses Marktes .

Zum anderen hat die Kommission eine Besonder­
heit dieses Falls zu berücksichtigen : Die Landwirte,
die ihre Erzeugnisse an die Hersteller verkauft haben,
wußten nicht und konnten auch nicht wissen, daß
der Ankauf der Erzeugnisse durch die Hersteller

Auf der Grundlage der genannten Daten ist jedoch
festzustellen, daß es bei Zugrundelegung des unge­
wichteten Durchschnitts im allgemeinen keine über
den zusätzlichen Kosten einer Produktion von
Biokraftstoffen liegende Kompensation gegeben hat.
Ferner liegen der Kommission keine Hinweise dafür
vor, daß die tatsächliche Wirkung der Beihilfe darin
bestand, daß die Hersteller wesentlich höhere
Absätze und Gewinne bezüglich der Gesamtmenge
an Kraftstoffen erzielen konnten. Die Senkung der
Steuer auf Biokraftstoffe auf ein Niveau, bei dem sie
auf dem Markt fossilen Brennstoffen gegenüber
konkurrenzfähig waren, scheint für die Hersteller
von Kraftstoffen nur zu einer geringfügigen Steige­
rung ihrer Gesamtproduktion geführt zu haben, da
die Größe des Marktes für sie von anderen Faktoren
abhängt als von der Verfügbarkeit landwirtschaft­
licher Rohstoffe , die sich für die Verarbeitung zu
Kraftstoffen eignen . Dennoch hatten die Landwirte
als indirekte Empfänger der Beihilfen einen
beträchtlichen Anstieg der Nachfrage nach diesen
auf Non-food-Brachflächen angebauten landwirt­
schaftlichen Erzeugnissen zu verzeichnen . Die
tatsächliche Wirkung der Beihilfe bestand also in der
Schaffung eines Marktes für diese landwirtschaft­
lichen Erzeugnisse, für die es bis dahin keine bedeu­
tende Nachfrage gegeben hatte. In Anbetracht der
Marktpreise für fossile Brennstoffe wäre es ohne die
Steuerbefreiung für die Landwirte wirtschaftlich
kaum oder gar nicht rentabel gewesen , den landwirt­
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Artikel 3

Frankreich wird aufgefordert, die in Artikel 2 genannten
Beihilfen innerhalb von zwei Monaten ab der Notifizie­
rung dieser Entscheidung einzustellen .

Artikel 4

Frankreich teilt der Kommission zum einen innerhalb
von zwei Monaten ab der Notifizierung dieser Entschei­
dung die Maßnahmen mit, die es zu treffen beabsichtigt,
um dieser Entscheidung nachzukommen, und unter­
richtet die Kommission zum anderen innerhalb der Frist
gemäß Artikel 3 über die Maßnahmen, die es getroffen
hat, um der Entscheidung nachzukommen .

Artikel 5

Diese Entscheidung ist an die Französische Republik
gerichtet .

aufgrund einer staatlichen Beihilfe erfolgte . Diese
Landwirte hatten keine Anhaltspunkte dafür, daß die
Hersteller nicht unter normalen wirtschaftlichen
Marktbedingungen handelten .
Daher wäre eine Wiedereinziehung der Beihilfe
rechtlich nicht vertretbar.

Diese Entscheidung greift den Schlußfolgerungen
nicht vor, die die Kommission gegebenenfalls
bezüglich der Finanzierung der gemeinsamen Agrar­
politik durch den Europäischen Ausrichtungs- und
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL)
ziehen wird —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Beihilfen , die Frankreich gemäß Artikel 32 des
Finanzgesetzes für 1992, Artikel 89 des Finanzgesetzes für
1993 und Artikel 30 des Finanzberichtigungsgesetzes für
1993 sowie durch zwei „Conventions de progres", soge­
nannte ETBE-Abkommen, in Form von Steuerbefrei­
ungen zugunsten von Biokraftstoffen landwirtschaftlichen
Ursprungs gewährt, sind rechtswidrig, da ihre Gewährung
gegen die Verfahrensvorschriften nach Artikel 93 Absatz
3 EG-Vertrag verstößt.

Artikel 2

Diese Beihilfen sind unvereinbar mit dem Gemeinsamen
Markt im Sinne von Artikel 92 EG-Vertrag.

Brüssel, den 18 . Dezember 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 7. Juli 1997
über den Abschluß eines Abkommens in Form eines Briefwechsels zwischen der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Russischen Föderation
zur Verlängerung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl und der Russischen Föderation über den Handel mit
bestimmten Eisen - und Stahlerzeugnissen vom 1 . Juli bis zum 30. September

1997

(97/543/EGKS)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der Europä­
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl , insbesondere
auf Artikel 95 Absatz 1 ,

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

( 1 ) Das Abkommen in Form eines Briefwechsels
zwischen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl und der Russischen Föderation zur Verlängerung
des Abkommens zwischen der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl und der Russischen Föderation
über den Handel mit bestimmten Eisen- und Stahlerzeug­
nissen vom 1 . Juli bis zum 30 . September 1997 wird
hiermit im Namen der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl genehmigt.

(2) Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluß
beigefügt (').

Brüssel, den 7. Juli 1997

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und mit
einstimmiger Zustimmung des Rates,

in der Erwägung, daß die Kommission die Verhand­
lungen über ein Abkommen in Form eines Briefwechsels
zwischen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl und der Russischen Föderation zur Verlängerung
des Abkommens zwischen der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl und der Russischen Föderation
über den Handel mit bestimmten Eisen- und Stahlerzeug­
nissen vom 1 . Juli bis zum 30. September 1997 abge­
schlossen hat —

Für die Kommission

Leon BRITTAN

Vizepräsident

(') Siehe Seite 37 dieses Amtsblatts .
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ABKOMMEN IN FORM EINES BRIEFWECHSELS

zwischen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Russischen
Föderation zur Verlängerung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl und der Russischen Föderation über den Handel mit
bestimmten Eisen- und Stahlerzeugnissen vom 1 . Juli bis zum 30. September 1997

Schreiben der Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Sehr geehrter Herr!

1 . Ich beehre mich, auf das am 7. Dezember 1995 geschlossene und für die Zeit vom 1 . Januar
bis zum 30 . Juni 1997 verlängerte Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl einerseits und der Russischen Föderation andererseits über den Handel mit
bestimmten Eisen- und Stahlerzeugnissen Bezug zu nehmen und vorzuschlagen , das zur Zeit
geltende , bereits für die Zeit vom 1 . Januar bis zum 30 . Juni 1997 verlängerte EGKS­
Abkommen bis zum Abschluß der Verhandlungen über ein neues bilaterales Stahlabkommen
und der förmlichen Verfahren für seine Inkraftsetzung um weitere drei Monate zu verlängern
(vom 1 . Juli bis zum 30 . September 1997). Tritt das neue Abkommen vor dem 1 . Oktober
1997 in Kraft, so tritt das zur Zeit geltende EGKS-Abkommen an dem Tag außer Kraft, an
dem das neue Abkommen in Kraft tritt.

2 . Die Höchstmengen für den Zeitraum vom 1 . Januar bis zum 30 . September 1997 sind im
Anhang zu diesem Schreiben aufgeführt. Sie betragen zehn Zwölftel der Höchstmengen der
Russischen Föderation für 1996 (und berücksichtigen einen Teil der Übertragungen zwischen
Erzeugnisgruppen innerhalb derselben Kategorie) und präjudizieren nicht die Festlegung der
Höchstmengen für 1997 im Rahmen eines neuen bilateralen Abkommens .

3 . Die Ausfuhren , für die die Russische Föderation 1997 im Einklang mit diesem Briefwechsel
Lizenzen ausstellt und die auf die im Anhang zu diesem Schreiben aufgeführten Höchst­
mengen angerechnet werden , werden auf die im Rahmen des neuen Abkommens für das
gesamte Jahr 1997 festgelegten Höchstmengen angerechnet, sobald dieses neue Abkommen
in Kraft tritt.

4 . Sofern Ihre Regierung diesem Schreiben und seinem Anhang zustimmen kann, beehre ich
mich schließlich vorzuschlagen , daß dieses Schreiben und Ihre Bestätigung zusammen ein
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Russi­
schen Föderation bilden sollen , das am Tag Ihrer Antwort in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr, den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften
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ANHANG

RUSSISCHE FÖDERATION

HÖCHSTMENGEN

(in Tonnen)

Erzeugnisse 1 . Januar
bis 30 . September 1997

SA. Flacherzeugnisse
SAI . Rollen 155 823

SAI .a. Warmgewalzte Rollen zum Wiederauswalzen 358 333

SA2. Grobbleche 24 936

SA3. Sonstige Flacherzeugnisse 21 413

SB . Profilerzeugnisse

SB 1 . Träger 9 985

SB2. Walzdraht 21 585

SB3. Sonstige Profilerzeugnisse 77 792
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Schreiben der Regierung der Russischen Föderation

Herr!

Ich beehre mich , den Eingang Ihres Schreibens vom 18 . Juli 1997 zu bestätigen, das wie folgt
lautet:

„Sehr geehrter Herr!

1 . Ich beehre mich, auf das am 7. Dezember 1995 geschlossene und für die Zeit vom
1 . Januar bis zum 30 . Juni 1997 verlängerte Abkommen zwischen der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl einerseits und der Russischen Föderation andererseits
über den Handel mit bestimmten Eisen- und Stahlerzeugnissen Bezug zu nehmen und
vorzuschlagen , das zur Zeit geltende, bereits für die Zeit vom 1 . Januar bis zum 30. Juni
1997 verlängerte EGKS-Abkommen bis zum Abschluß der Verhandlungen über ein neues
bilaterales Stahlabkommen und der förmlichen Verfahren für seine Inkraftsetzung um
weitere drei Monate zu verlängern (vom 1 . Juli bis zum 30. September 1997). Tritt das
neue Abkommen vor dem 1 . Oktober 1997 in Kraft, so tritt das zur Zeit geltende EGKS­
Abkommen an dem Tag außer Kraft, an dem das neue Abkommen in Kraft tritt.

2 . Die Höchstmengen für den Zeitraum vom 1 . Januar bis zum 30 . September 1997 sind im
Anhang zu diesem Schreiben aufgeführt . Sie betragen zehn Zwölftel der Höchstmengen
der Russischen Föderation für 1996 (und berücksichtigen einen Teil der Übertragungen
zwischen Erzeugnisgruppen innerhalb derselben Kategorie) und präjudizieren nicht die
Festlegung der Höchstmengen für 1997 im Rahmen eines neuen bilateralen Abkommens .

3 . Die Ausfuhren , für die die Russische Föderation 1997 im Einklang mit diesem Brief­
wechsel Lizenzen ausstellt und die auf die im Anhang zu diesem Schreiben aufgeführten
Höchstmengen angerechnet werden , werden auf die im Rahmen des neuen Abkommens
für das gesamte Jahr 1997 festgelegten Höchstmengen angerechnet, sobald dieses neue
Abkommen in Kraft tritt .

4 . Sofern Ihre Regierung diesem Schreiben und seinem Anhang zustimmen kann, beehre ich
mich schließlich vorzuschlagen , daß dieses Schreiben und Ihre Bestätigung zusammen ein
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Russi­
schen Föderation bilden sollen , das am Tag Ihrer Antwort in Kraft tritt .

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr, den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung."
Ich beehre mich zu bestätigen , daß meine Regierung dem Vorstehenden zustimmen kann und
daß Ihr Schreiben , diese Antwort und der beigefügte Anhang zusammen ein Abkommen gemäß
Ihrem Vorschlag bilden .

Genehmigen Sie, Herr, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Im Namen der Regierung der Russischen
Föderation
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ANHANG

RUSSISCHE FÖDERATION

HÖCHSTMENGEN

(in Tonnen)

Erzeugnisse 1 . Januar
bis 30 . September 1997

SA. Flacherzeugnisse
SAI . Rollen 155 823

SAI .a. Warmgewalzte Rollen zum Wiederauswalzen 358 333

SA2. Grobbleche 24 936

SA3 . Sonstige Flacherzeugnisse 21 413

SB. Profilerzeugnisse
SBl . Träger 9 985

SB2. Walzdraht 21 585

SB3. Sonstige Profilerzeugnisse 77 792
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